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Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
und zur Änderung des Fünften Buches Soziaigesetzbuch 


A. Problem 

Eine umfassende Regelung der Tätigkeit von Psychologischen 
Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten ist seit langem überfällig. Im Gegensatz zu vielen anderen 
Berufen im Gesundheitswesen fehlt hier ein eigenständiges Be- 
rufsgesetz. Es ist unbestritten, daß der Standard der psychothera- 
peutischen Behandlungsmaßnahmen durch eine qualitätsorien- 
tierte Ausbildung dauerhaft zu sichern und zu verbessern ist. 

Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung ist neben dem 
sogenannten Delegationsverfahren, bei dem unter Verantwortung 
des Arztes für die Durchführung der Psychotherapie Psychologi- 
sche Psychotherapeuten zur Sicherung der Versorgung hinzuge- 
zogen und beauftragt werden können, zunehmend ein „grauer 
Markt" psychotherapeutischer Leistungserbringung durch nicht 
am Delegationsverfahren beteiligte Psychologische Psychothera- 
peuten entstanden. Dabei erfolgt die Vergütung der Therapeuten 
im Wege der Kostenerstattung mit teilweise erheblicher Selbstbe- 
teiligung der Patienten. Im Rahmen des Delegationsverfahrens 
fehlt ein sozial und ökonomisch nicht diskriminiertes Erstzu- 
gangsrecht der Versicherten. 

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung ist in der vergangenen 
Legislaturperiode insbesondere aufgrund der vorgesehenen Ein- 
führung einer Selbstbeteiligung der Patienten bei psychothera- 
peutischer Behandlung gescheitert. 



Drucksache 13/733 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


B. Lösung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist die 

- Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für eine umfassende 
eigenverantwortliche psychotherapeutische Tätigkeit der Ange- 
hörigen der Heilberufe der Psychologischen Psychotherapeuten 
und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Psycho- 
therapeuten), 

- Steigerung des Standards der psychotherapeutischen Versor- 
gung durch eine den hohen Anforderungen entsprechende 
Ausbildung und eine Strukturierung der nicht mehr zu über- 
schauenden Angebotsvielfalt. 

Krankenversicherungsrechtlich werden die Voraussetzungen da- 
für geschaffen, daß den Versicherten über die gleichberechtigte 
Teilnahme der Psychologischen Psychotherapeuten und der Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten an der psychothera- 
peutischen Versorgung das seit langem geforderte sozial und ökq- 
nomisch nicht diskriminierte Erstzugangsrecht eröffnet wird. Dar- 
über hinaus werden die Grundlagen dafür gelegt, nach Ablauf 
einer Übergangszeit ab 1999 die rechtlich gebotene Sicherstel- 
lung der psychotherapeutischen Versorgung durch Ärzte und 
Psychotherapeuten zu gleichen rechtlichen Rahmenbedingungen 
zu gewährleisten. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Es ist zu erwarten, daß das Gesetz 1996 für die gesetzlichen Kran- 
kenkassen Kosten in Höhe von rund 768 Mio. DM verursacht. 
Diese Kosten werden allenfalls geringfügig höher ausfallen, als 
bei Fortgeltung der heutigen Regelungen (Delegationsverfahren 
und Erstattungsfälle). Der Bund wird wegen der von ihm zu 
tragenden Leistungsaufwendungen für die Altenteiler in der 
Krankenversicherung der Landwirte ab 1996 voraussichtlich mit 
1 Mio. DM jährlich belastet werden. Kosten zu Lasten der Länder 
werden im Hinblick auf die Durchführung der Ausbildungen und 
der staatlichen Prüfungen entstehen. Die Mehrkosten können 
aber als gering eingestuft werden, da für die Ausbildungsgänge 
an den privaten Ausbildungsstätten und an den Hochschulen 
kostendeckende Gebühren erhoben werden können. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind durch 
das Gesetz nicht zu erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychoiogischen Psychotherapeuten 
und des Kinder- und Jugendiichenpsychotherapeuten 
und zur Änderung des Fünften Buches Soziaigesetzbuch 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Gesetz über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten 
(Psychotherapeutengesetz - PsychthG) 

§1 

Berufsausübung 

(1) Wer die heilkundliche Psychotherapie unter 
der Berufsbezeichnung „Psychologische Psychothera- 
peutin " oder „Psychologischer Psychotherapeut" oder 
die heilkundliche Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapie unter der Berufsbezeichnung „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutin" oder „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut" ausüben will, bedarf 
der Approbation als Psychologischer Psychothera- 
peut oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peut. Die vorübergehende Ausübung des Berufs ist 
auch auf Grund einer befristeten Erlaubnis zulässig. 
Die Bei ufsbezeichnung „Psychologischer Psychothe- 
rapeut" oder „Kinder- und Jugendlichenpsychothe- 
rapeut" darf nur führen, wer nach Satz 1 oder Satz 2 
zur Ausübung der genannten Berufe befugt ist. 

(2) Die Berechtigung zur Ausübung des Berufs Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeut erstreckt sich 
auf Patienten, die das 21. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben. Ausnahmen von Satz 1 sind zulässig, 
wenn zur Sicherung des Therapieerfolges eine ge- 
meinsame psychotherapeutische Behandlung von 
Kindern oder Jugendlichen mit Erwachsenen erfor- 
derlich ist oder bei Jugendlichen eine vorher mit Mit- 
teln der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 
begonnene psychotherapeutische Behandlung erst 
nach Vollendung des 21. Lebensjahres abgeschlos- 
sen werden kann. 

(3) Ausübung von Psychotherapie im Sinne die- 
ses Gesetzes ist jede mittels wissenschaftlich aner- 
kanntem psychotherapeutischen Verfahren vorge- 
nommene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder 
Linderung von psychischen Störungen mit Krank- 
heitswert, bei denen Psychotherapie indiziert ist und 
die somatisch abgeklärt sind. Zur Ausübung von Psy- 
chotherapie gehören nicht psychologische Tätigkei- 
ten, die die Aufarbeitung und Überwindung sozialer 
Konflikte oder sonstige Zwecke außerhalb der Heil- 
kunde zum Gegenstand haben. 


§2 

Approbation 

(1) Eine Approbation nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ist auf 
Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundge- 
setzes, Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines anderen Ver- 
tragsstaates des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum oder heimatloser Auslän- 
der im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer ist, 

2. die vorgeschriebene Ausbildung abgeleistet und 
die staatliche Prüfung bestanden hat, 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich Unwürdigkeit oder Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung des Berufes ergibt, und 

4. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche der geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht zur Ausübung des 
Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 

(2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 2 gilt als 
erfüllt, wenn aus einem in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum erworbenen Diplom hervorgeht, daß der 
Inhaber eine Ausbildung erworben hat, die in diesem 
Staat für den unmittelbaren Zugang zu einem dem 
Beruf des „Psychologischen Psychotherapeuten" 
oder dem Beruf des „Kinder- und Jugendlichenpsy- 
chotherapeuten" entsprechenden Beruf erforderlich 
ist. Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnach- 
weise im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 89/48/ 
EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch- 
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Be- 
rufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 16) 
sowie im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 
92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine 
zweite allgemeine Regelung zur Anerkennung be- 
ruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur 
Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 209 S. 25). An- 
tragsteller aus einem Mitgliedstaat aus der Europäi- 
schen Union oder aus einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum, deren Ausbildung die nach diesem Gesetz vor- 
geschriebene Mindestdauer nicht erreicht, haben ei- 
nen höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang zu 
absolvieren oder eine Eignungsprüfung abzulegen. 
Der Antragsteller hat das Recht, zwischen dem An- 
passungslehrgang und der Eignungsprüfung zu 
wählen. Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 2 gilt 
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auch als erfüllt, wenn bei Vorliegen der Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr, 1 der Antragsteller eine in 
einem anderen Staat erworbene gleichwertige, abge- 
schlossene Ausbildung nachweist. 

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 nicht 
erfüllt, so kann die Approbation in besonderen Ein- 
zelfällen oder aus Gründen des öffentlichen Gesund- 
heitsinteresses erteilt werden. Ist zugleich die Vor- 
aussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 nicht erfüllt, so ist die 
Erteilung der Approbation nur zulässig, wenn der 
Antragsteller eine in einem Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
erworbene, den Voraussetzungen der Richtlinien 
89/48/EWG oder 92/51/EWG entsprechende oder in 
einem anderen Staat erworbene gleichwertige, abge- 
schlossene Ausbildung nachweist. Absatz 2 Satz 3 
und 4 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Soll die Erteilung der Approbation wegen Feh- 
lens einer der Voraussetzungen nach Absatz 1 abge- 
lehnt werden, so ist der Antragsteller vorher zu hö- 
ren. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachts einer Straftat, aus der sich die Unwürdigkeit 
oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs er- 
geben kann, ein Strafverfahren eingeleitet, so kann 
die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der 
Approbation bis zur Beendigung des Verfahrens aus- 
gesetzt werden. 

§3 

Rücknahme, Widerruf und Ruhen der Approbation, 
Verzicht 

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 nicht Vorgelegen hat oder die im Ausland 
erworbene Ausbildung nach § 2 Abs. 2 oder 3 oder 
die nach § 1 1 nachzuweisende Ausbildung nicht ab- 
geschlossen war oder die Gleichwertigkeit der Aus- 
bildung nach § 2 Abs. 3 nicht gegeben war. Sie kann 
zurückgenommen werden, wenn bei ihrer Erteilung 
eine der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 
oder 4 nicht Vorgelegen hat. 

(2) Die Approbation ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
weggefallen sind. Sie ist auch zu widerrufen, wenn 
nachträglich die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 4 auf Dauer weggefallen sind. 

(3) Das Ruhen der Approbation kann angeordnet 
werden, wenn 

1 . gegen den Psychologischen Psychotherapeuten oder 
den Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
wegen des Verdachts einer Straftat, aus der sich 
die Unwürdigkeit oder die Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs des Psychologischen Psy- 
chotherapeuten oder des Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten ergeben kann, ein Straf- 
verfahren eingeleitet ist, 

2. nachträglich die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 4 vorübergehend nicht mehr vorliegen oder 


Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt sind und der Psycholo- 
gische Psychotherapeut oder Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeut sich weigert, sich einer von 
der zuständigen Behörde angeordneten amts- 
oder fachärztlichen Untersuchung zu unterziehen. 

Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre Vorausset- 
zungen nicht mehr vorliegen. Der Psychologische 
Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendlichenpsy- 
chotherapeut, dessen Approbation ruht, darf den Be- 
ruf des Psychologischen Psychotherapeuten und Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten nicht aus- 
üben. Die zuständige Behörde kann auf Antrag des 
Approbationsinhabers zulassen, daß die Praxis eines 
Psychologischen Psychotherapeuten oder Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten, dessen Appro- 
bation ruht, für einen von ihr zu bestimmenden Zeit- 
raum durch einen anderen Psychologischen Psycho- 
therapeuten oder Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten weiter geführt werden kann. 

(4) Auf die Approbation kann durch schriftliche Er- 
klärung gegenüber der zuständigen Behörde ver- 
zichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer Bedin- 
gung erklärt wird, ist unwirksam. 

§4 

Befristete Erlaubnis 

(1) Eine befristete Erlaubnis zur Berufsausübung 
kann auf Antrag Personen erteilt werden, die eine 
abgeschlossene Ausbildung für den Beruf nachwei- 
sen. In den Fällen, in denen die Ausbildungsvoraus- 
setzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 nicht erfüllt sind oder 
nach § 2 Abs. 2 als erfüllt gelten, ist nachzuweisen, 
daß die im Ausland erworbene Ausbildung in den 
wesentlichen Grundzügen einer Ausbildung nach 
diesem Gesetz entspricht. 

(2) Die befristete Erlaubnis kann auf bestimmte 
Tätigkeiten und Beschäftigungsstellen beschränkt 
werden. Sie darf nur widerruflich und bis zu einer 
Gesamtdauer der Tätigkeit von höchstens drei Jah- 
ren erteilt oder verlängert werden. Eine befristete Er- 
laubnis darf ausnahmsweise über drei Jahre hinaus 
erteilt oder verlängert werden, wenn dies im Inter- 
esse der psychotherapeutischen Versorgung der Be- 
völkerung liegt. Das gleiche gilt für ausländische An- 
tragsteller, die 

1. unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt sind, 

2. die Rechtsstellung nach § 1 des Gesetzes über 
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktion 
aufgenommene Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 
(BGBl. I S. 1057) in der jeweils geltenden Fassung 
genießen, 

3. mit Deutschen im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes verheiratet sind, die ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, 

4. im Besitz einer Einbürgerungszusicherung sind, 
der Einbürgerung jedoch Hindernisse entgegen- 
stehen, die sie selbst nicht beseitigen können. 
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(3) Personen, denen eine befristete Erlaubnis nach 
den vorstehenden Vorschriften erteilt worden ist, 
haben im übrigen die Rechte und Pflichten eines An- 
gehörigen des Berufs, für dessen vorübergehende 
Ausübung ihnen die befristete Erlaubnis erteilt 
worden ist. 

§5 

Ausbildung und staatliche Prüfung 

(1) Die Ausbildung zum Psychologischen Psycho- 
therapeuten und die Ausbildung zum Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten dauern bei ganz- 
tägiger Ausbildung jeweils mindestens drei Jahre 
oder bei berufsbegleitender Ausbildung jeweils min- 
destens fünf Jahre. Die Ausbildungen bestehen aus 
einer praktischen Tätigkeit, die von theoretischen 
und praktischen Unterrichtsveranstaltungen beglei- 
tet wird. Die Gesamtstundenzahl der theoretischen 
Ausbildung beträgt mindestens 600 Stunden. Zur 
praktischen Ausbildung gehören mindestens zehn 
Patientenbehandlungen im Umfang von mindestens 
600 Stunden. Während der praktischen Tätigkeit sind 
die Ausbildungsteilnehmer unter Anleitung und Auf- 
sicht von Ausbildern tätig. Die Ausbildungen schlie- 
ßen jeweils mit Bestehen der staatlichen Prüfung ab. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine 
andere im In- oder Ausland erworbene abgeschlos- 
sene Ausbildung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit 
auf die Ausbildung nach Absatz 1 anrechnen, wenn 
die Durchführung der Ausbildung und die Errei- 
chung des Ausbildungszieles dadurch nicht gefähr- 
det werden. 

(3) Voraussetzungen für den Zugang zu einer Aus- 
bildung nach Absatz 1 sind 

1. bei einer Ausbildung zum Psychologischen Psy- 
chotherapeuten eine im Inland bestandene Ab- 
schlußprüfung, die gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 des 
Hochschulrahmengesetzes der Feststellung dient, 
ob der Student das Ziel des Studiums erreicht hat, 
im Studiengang Psychologie an einer Universität 
oder einer gleichstehenden Hochschule oder eine 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
erworbenes Diplom im Studiengang Psychologie 
oder ein in einem anderen Staat erfolgreich ab- 
geschlossenes, gleichwertiges Hochschulstudium 
der Psychologie, 

2. bei einer Ausbildung zum Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten die Voraussetzung nach 
Nummer 1 oder die im Inland bestandene Ab- 
schlußprüfung in den Studiengängen Pädagogik 
oder Sozialpädagogik an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule oder ein in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des -Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum erworbe- 
nes Diplom in den Studiengängen Pädagogik oder 
Sozialpädagogik oder in einem anderen Staat er- 
folgreich abgeschlossenes, gleichwertiges Hoch- 
schulstudium. 


Die Abschlußprüfung nach Nummer 1 muß das Fach 
Klinische Psychologie einschließen. § 2 Abs. 2 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend. 

§6 

Ausbildungsstätten 

(1) Die Ausbildungen nach § 5 Abs. 1 werden an 
Hochschulen oder an anderen Einrichtungen vermit- 
telt, die als Ausbildungsstätten für Psychotherapie 
oder als Ausbildungsstätten für Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapie staatlich anerkannt sind. 

(2) Einrichtungen sind als Ausbildungsstätten für 
Psychotherapie oder Ausbildungsstätten für Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapie anzuerken- 
nen, wenn 

1. in der Einrichtung Patienten, die an psychischen 
Störungen mit Krankheitswert leiden, nach wis- 
senschaftlich anerkannten psychotherapeutischen 
Verfahren stationär oder ambulant behandelt wer- 
den, wobei es sich bei einer Ausbildung zum Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten um Kin- 
der und Jugendliche handeln muß, 

2. in der Einrichtung für die Ausbildung geeignete 
Patienten nach Art und Zahl in ausreichendem 
Maße zur Verfügung stehen, 

3. die Einrichtung über eine angemessene techni- 
sche Ausstattung für Ausbildungszwecke und eine 
fachwissenschaftliche Bibliothek verfügt, 

4. in der Einrichtung mehrere geeignete Psychologi- 
sche Psychotherapeuten oder Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten und für die Vermittlung 
der medizinischen Ausbildungsinhalte für das je- 
weilige Fach qualifizierte Ärzte zur Verfügung ste- 
hen, 

5. die Ausbildung auf der Grundlage von Ausbil- 
dungsplänen durchgeführt wird, die auf Grund 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Psy- 
chologische Psychotherapeuten oder der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten nach § 7 dieses 
Gesetzes erstellt worden sind, und 

6. die Einrichtung sowohl die Anleitung und Aufsicht 
der Ausbildungsteilnehmer während der prakti- 
schen Tätigkeit übernimmt als auch die begleiten- 
den praktischen und theoretischen Unterrichtsver- 
anstaltungen durchführt. 

(3) Kann die praktische Tätigkeit an der Einrich- 
tung selbst nicht vollständig durchgeführt werden, so 
muß gewährleistet sein, daß eine andere Einrichtung, 
die über ausreichende Möglichkeiten für den prakti- 
schen Einsatz von Ausbildungsteilnehmem verfügt, 
in Abstimmung mit ihr diese Ausbildungsaufgabe in 
dem erforderlichen Umfang übernimmt. . Falls die 
Einrichtung die Durchführung der begleitenden Un- 
terrichtsveranstaltungen nur teilweise übernehmen 
kann, so muß gewährleistet sein, daß eine andere 
Einrichtung, die über geeignetes Unterrichtspersonal 
verfügt, in Abstimmung mit ihr die übrigen Unter- 
richtsveranstaltungen durchführt. Die Voraussetzun- 
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gen des Absatzes 2 Nr. 4 gelten auch für die in die- 
sem Absatz genannten Einrichtungen. 

§7 

Verordnungsermächtigung 

(1) Das Bundesministerium für Gesundheit wird er- 
mächtigt, in einer Ausbildungs- und Prüfungsverord- 
nung für Psychologische Psychotherapeuten und in 
einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Mindestanforderun- 
gen an die Ausbildungen und das Nähere über die 
staatlichen Prüfungen (§ 5 Abs. 1) zu regeln. Die 
Rechtsverordnungen sollen auch Vorschriften über 
die für die Erteilung der Approbationen nach § 2 
Abs. 1 bis 3 notwendigen Nachweise, über die Ur- 
kunden für die Approbationen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
und über die Anforderungen nach § 2 Abs. 2 Satz 3 
enthalten. 

(2) Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen 
sind jeweils auf eine Ausbildung auszurichten, wel- 
che die Kenntnisse und Fähigkeiten in der Psycho- 
therapie vermittelt, die für die eigenverantwortliche 
und selbständige Ausübung des Berufs des Psycholo- 
gischen Psychotherapeuten oder des Berufs des Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten erforder- 
lich sind. 

(3) ln den Rechtsverordnungen ist jeweils vorzu- 
sehen, daß die Ausbildungen sich auf die Vermitt- 
lung eingehender Grundkenntnisse in wissenschaft- 
lich anerkannten psychotherapeutischen Verfahren 
sowie auf eine vertiefte Ausbildung in einem wissen- 
schaftlich anerkannten psychotherapeutischen Ver- 
fahren zu erstrecken hat. Es ist zu regeln, wie die 
Ausbildungsteilnehmer während der praktischen 
Tätigkeit einzusetzen sind. Dabei ist vorzuschreiben, 
daß die praktische Tätigkeit für die Dauer minde- 
stens eines Jahres an einer psychiatrischen klini- 
schen Einrichtung oder einer Institutsambulanz und 
für die Dauer von mindestens sechs Monaten an 
einer von einem Sozialversicherungsträger aner- 
kannten Einrichtung der psychotherapeutischen oder 
psychosomatischen Versorgung oder in der Praxis 
eines Arztes, der die psychotherapeutische Behand- 
lung durchführen darf oder eines Psychologischen 
Psychotherapeuten oder eines Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten abzuleisten ist. In den 
Rechtsverordnungen ist ferner festzulegen, daß min- 
destens sechs Monate bei ganztägiger und zwölf Mo- 
nate bei berufsbegleitender Ausbildung auf die theo- 
retischen und praktischen Unterrichtsveranstaltun- 
gen entfallen. 

(4) Die Rechtsverordnungen sollen ferner die Mög- 
lichkeiten für eine Unterbrechung der Ausbildungen 
regeln. Sie können auch Vorschriften über die An- 
rechnung von Ausbildungen enthalten, die im In- 
oder Ausland erfolgreich abgeschlossen sind (§ 5 
Abs. 2). 

(5) Für die staatlichen Prüfungen ist vorzusehen, 
daß sie sich auf eingehende Grundkenntnisse in 
den wissenschaftlich anerkannten psychotherapeuti- 
schen Verfahren und schwerpunktmäßig auf das Ver- 


fahren zu erstrecken haben, das Gegenstand der ver- 
tieften Ausbildung gewesen ist (Absatz 3 Satz 1); fer- 
ner erstrecken sich die Prüfungen auf die medizini- 
schen Ausbildungsinhalte. Ferner ist zu regeln, daß 
die Prüfung vor einer staatlichen Prüfungskommis- 
sion abzulegen ist, in die jeweils zwei Mitglieder zu 
berufen sind, die nicht Lehrkräfte derjenigen Ausbil- 
dungsstätte sind, an der die Ausbildung erworben 
wurde. 

§8 

Gebührenordnung bei Privatbehandlung 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Entgelte für psychotherapeuti- 
sche Tätigkeiten von Psychologischen Psychothera- 
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten zu regeln. In dieser Rechtsverordnung sind 
Festbeträge für die psychotherapeutischen Leistun- 
gen festzusetzen. 

§9 

Zuständigkeiten 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antragstel- 
ler die staatliche Prüfung abgelegt hat. Die Entschei- 
dungen nach § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 1, nach 
§ 2 Abs. 2 und 3 und nach § 4 trifft die zuständige Be- 
hörde des Landes, in dem der Beruf ausgeübt werden 
soll. 

(2) Die Entscheidungen nach § 5 Abs. 2 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antragstel- 
ler an der Ausbildung teilzunehmen beabsichtigt. 

(3) Die Entscheidungen nach § 3 trifft die zuständi- 
ge Behörde des Landes, in dem der Beruf ausgeübt 
wird oder zuletzt ausgeübt worden ist, Satz 1 gilt ent- 
sprechend für die Entgegennahme der Verzichtser- 
klärung nach § 3 Abs. 4, 

(4) Die Entscheidungen nach § 6 Abs. 2 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem die Ausbil- 
dungsstätte ihren Sitz hat. 

(5) Die Landesregierungen bestimmen die zur 
Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behör- 
den. 

§ 10 

Wissenschaftliche Anerkennung 

Soweit nach diesem Gesetz die vdssenschaftliche 
Anerkennung eines Verfahrens Voraussetzung für 
die Entscheidung einer zuständigen Behörde ist, 
kann die Behörde ihre Entscheidimg auf Grundlage 
eines Gutachtens der Vertretung der Psychologi- 
schen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten auf Bundesebene der Ärzte- 
kammer oder eines von diesen Organisationen gebil- 
deten gemeinsamen wissenschaftlichen Beirats tref- 
fen. 
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§11 

Übergangsvorschrift 

(1) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes, ohne Arzt zu sein, im Rahmen der vertrags- 
ärztlichen Versorgung an der psychotherapeutischen 
Behandlung von gesetzlich Krankenversicherten im 
Delegationsverfahren nach den Richtlinien des Bun- 
desausschusses der Ärzte und Krankenkassen über 
die Durchführung der Psychotherapie in der kassen- 
ärztlichen Versorgung (Psychotherapie-Richtlinien in 
der Neufassung vom 3. Juli 1987 - BAnz Nr. 156 Bei- 
lage Nr. 156 a -, zuletzt geändert durch Bekanntma- 
chung vom 31. August 1993 - BAnz Nr, 226 S, 10429), 
als Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeut mitwirkt oder die Qualifikation für 
eine solche Mitwirkung erfüllt, erhält bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1, 3 und 4 auf 
Antrag eine Approbation für die Ausübung des Be- 
rufs des Psychologischen Psychotherapeuten nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 oder eine Approbation zur Ausübung 
des Berufs des Kinder- und Jugendlichenpsychothe- 
rapeuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1. Das gleiche gilt für 
Personen, die die für eine solche Mitwirkung voraus- 
gesetzte Qualifikation innerhalb von drei Jahren bei 
ganztägiger, innerhalb von fünf Jahren bei berufsbe- 
gleitender Ausbildung nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes erwerben. 

(2) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes als Diplompsychologe eine Weiterbildung zum 
„Fachpsychologen in der Medizin" nach den Vor- 
schriften der Anweisung über das postgraduale 
Studium für naturwissenschaftliche und technische 
Hochschulkader sowie Diplompsychologen und Di- 
plomsoziologen im Gesundheitswesen vom 1. April 
1981 (Verf. u. Mitt. MfG DDR Nr. 4 S. 61) erfolgreich 
abgeschlossen hat oder innerhalb von drei Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche Wei- 
terbildung erfolgreich abschließt, erhält bei Vor- 
liegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 
und 4 auf Antrag eine Approbation zur Ausübung 
des Berufs des Psychologischen Psychotherapeuten 
nach § 1 Abs. 1 Satz 1, wenn die dreijährige Weiter- 
bildung in beiden Fällen vorwiegend auf die Vermitt- 
lung von Kenntnissen und Fähigkeiten der Psycho- 
therapie ausgerichtet war. 

(3) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü- 
fung im Studiengang Psychologie an einer Universi- 
tät oder einer gleichstehenden Hochschule erhalten 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Approbation zur Aus- 
übung des Berufs des Psychologischen Psychothera- 
peuten nach § l Abs. 1 Satz 1, wenn sie zwischen 
dem 1. Januar 1986 und dem 31. Dezember 1995 
mindestens fünf Jahre an der Versorgung von Versi- 
cherten einer Krankenkasse mitgewirkt haben oder 
deren Leistungen während dieser Zeit von einem Un- 
ternehmen der privaten Krankenversicherung oder 
der Beihilfe vergütet worden sind. Voraussetzung für 
die Erteilung der Approbation nach Satz 1 ist ferner, 
daß die Antragsteller 

1. während des Zeitraums nach Satz 1 mindestens 

4 000 Stunden psychotherapeutischer Berufstätig- 


keit oder 60 dokumentierte Behandlungsfälle so- 
wie 

2. mindestens 140 Stunden theoretischer Ausbildung 
in wissenschaftlich anerkannten Verfahren 

nachweisen. Personen im Sinne des Satzes 1, die das 
Erfordernis nach Satz 1 zweiter Halbsatz oder die 
Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 1 nicht erfüllen, erhal- 
ten die Approbation nur dann, wenn sie bis zum 
31. Dezember 1996 nachweisen, daß sie 

1. mindestens 2 000 Stunden psychotherapeutischer 
Berufstätigkeit abgeleistet oder 30 dokumentierte 
Behandlungsfälle abgeschlossen haben, 

2. mindestens fünf Behandlungsfälle unter Super- 
vision mit mindestens je 50 Behandlungsstunden 
abgeschlossen haben, 

3. mindestens 280 Stunden theoretischer Ausbildung 
in wissenschaftlich anerkannten Verfahren abge- 
leistet haben und 

4. am 1. Januar 1995 bereits für die Krankenkasse 
tätig waren oder ihre Leistungen zu diesem Zeit- 
punkt von einem Unternehmen der privaten Kran- 
kenversicherung oder der Beihilfe vergütet wor- 
den sind. 

(4) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü- 
fung im Studiengang Psychologie an einer Universi- 
tät oder einer gleichstehenden Hochschule erhalten 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr, 1, 3 und 4 auf Antrag eine Approbation zur Aus- 
übung des Berufs des Psychologischen Psychothera- 
peuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1, wenn sie bis zum 
31. Dezember 1996 nachweisen, daß sie zwischen 
dem 1. Januar 1986 und dem 31, Dezember 1995 
mindestens fünf Jahre als Angestellte oder Beamte 

1. in einer psychiatrischen, psychotherapeutischen 
oder psychosomatischen Einrichtung vorwiegend 
psychotherapeutisch tätig waren oder 

2. hauptberuflich psychotherapeutische Behandlun- 
gen durchgeführt haben. 

Voraussetzung für die Erteilung der Approbation 
nach Satz 1 Nr. 1 und 2 ist ferner, daß die Antragstel- 
ler bis zum 31. Dezember 1996 nachweisen, daß sie 

1. in dem Zeitraum nach Satz 1 mindestens 4 000 
Stunden einschließlich der dazu notwendigen Dia- 
gnostik und Fallbesprechungen psychotherapeu- 
tisch tätig waren oder 60 dokumentierte Behand- 
lungsfälle abgeschlossen haben und 

2. mindestens 140 Stunden theoretischer Ausbildung 
in dem Gebiet, in dem sie beschäftigt sind, abge- 
leistet haben. 

Personen im Sinne des Satzes 1, die das Erfordernis 
der fünfjährigen Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 
oder die Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 1 nicht erfül- 
len, wird die Approbation nur erteilt, wenn sie am 
31. Dezember 1996 nachweisen, daß sie 

1 . mindestens 2 000 Stunden psychotherapeutischer 
Berufstätigkeit abgeleistet oder 30 dokumentierte 
Behandlungsfälle abgeschlossen haben. 
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2. mindestens fünf Behandlungsfälle unter Super- 
vision mit mindestens je 50 Behandlungsstunden 
abgeschlossen haben, 

3. mindestens 280 Stunden theoretischer Ausbildung 
in dem Gebiet, in dem sie beschäftigt sind, abge- 
leistet haben und 

4. spätestens am 1. Januar 1995 ihre psychothera- 
peutische Beschäftigung aufgenommen haben. 


Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch vom 20. Dezem- 
ber 1988 (BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch . . 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 27 Abs. 1 Satz 2 wird der Punkt in Nummer 6 
durch ein Konuna ersetzt und nach Nummer 6 
angefügt: 

„ 7 , Psychotherapeutische Behandlung. “ 

2. In § 28 wird die Überschrift wie folgt gefaßt: 

«§28 

Ärztliche, zahnärztliche und 
psychotherapeutische Behandlung". 

3. Dem § 28 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Die psychotherapeutische Behandlung um- 
faßt die Tätigkeit des Arztes, der zugelassenen 
Psychologischen Psychotherapeuten sowie Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten (Psycho- 
therapeuten), die zur Feststellung, Heilung oder 
Linderung psychischer Störungen mit Krank- 
heitswert ausreichend und zweckmäßig ist. Zu 
Beginn einer psychotherapeutischen Behand- 
lung, spätestens nach der zweiten Sitzung, hat 
eine ärztliche Abklärung nach Maßgabe der 
Richtlinien nach § 92 Abs. 6 zu erfolgen," 

4. In § 69 wird nach dem Wort „Zahnärzten," das 
Wort „Psychotherapeuten," ein gefügt. 

5. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie 
folgt gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt 
Beziehungen zu Ärzten, Zahnärzten 
und Psychotherapeuten " . 

6. Nach § 85 wird folgender § 85 a eingefügt: 

„§85a 

Vergütung der Leistungen von Psychotherapeuten 

(1) Grundlage der Leistungsabrechnung der 
von Psychotherapeuten erbrachten Leistungen 
bildet der einheitliche Bewertungsmaßstab für 
die ärztlichen Leistungen nach § 87 Abs, 2. 

(2) Die Landesverbände der Krankenkassen 
und die Verbände der Ersatzkassen schließen mit 
den Verbänden der Psychotherapeuten auf Lan- 
desebene oder für den Bereich einer Kassenärzt- 
lichen Vereinigung Verträge über das Vergü- 
tungsvolumen, die Bewertung der Leistungen, die 


Abrechnung und die Verteilung der Vergütung 
der von Psychotherapeuten erbrachten Leistun- 
gen. Bei der Verteilung der Vergütung sind Art 
und Umfang der Leistungen der Psychotherapeu- 
ten zugrunde zu legen, 

(3) Das Vergütungsvolumen nach Absatz 2 ist 
für das Jahr 1996 auf höchstens zwei vom Hun- 
dert der Ausgaben der beteiligten Krankenkas- 
sen für die gesamte vertragsärztliche Versorgung 
nach § 85 Abs. 1 im Bereich einer Kassenärztli- 
chen Vereinigung im Jahre 1995 beschränkt. In 
den Jahren 1997 und 1998 darf sich das Vergü- 
tungsvolumen höchstens um den Vomhundertsatz 
verändern, um den sich die Gesamtvergütung 
der beteiligten Krankenkassen jeweils verändert. 
Bei einer Entwicklung mit erheblicher Folgewir- 
kung für die psychotherapeutische Versorgung 
kann das Bundesministerium für Gesundheit zur 
Gewährleistung der notwendigen Versorgung 
das Ausgabenvolumen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates über den ge- 
nannten Anteil am Vergütungsvolumen für die 
vertragsärztlichen Leistungen hinaus erhöhen. 

(4) Die Landesverbände der Krankenkassen 
und die Verbände der Ersatzkassen können auf 
Landesebene eine gemeinsame Abrechnungs- 
stelle für die Abrechnung und Verteilung der 
Vergütung von Psychotherapeuten bilden. " 

7. In § 91 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Der Bundesausschuß für Ärzte und Kran- 
kenkassen besteht abweichend von Absatz 2 bei 
Entscheidungen über die Richtlinien nach § 92 
Abs. 6 aus einem unparteiischen Vorsitzenden, 
zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern, drei 
Vertretern der Ortskrankenkassen, zwei Vertre- 
tern der Ersatzkassen, je einem Vertreter der Be- 
triebskrankenkassen, der Innungskrankenkas- 
sen, der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
und der knappschaftlichen Krankenversicherung 
sowie je vier Vertretern der Ärzte und der für die 
Wahrnehmung der beruflichen Interessen gebil- 
deten maßgeblichen Spitzenorganisationen der 
Psychotherapeuten; die Ärzte und Psychothera- 
peuten stellen einen weiteren Vertreter, der von 
Ärzten und Psychotherapeuten einvernehmlich 
gestellt wird. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt. Kommt 
eine Einigung über die Vertreter der Psychothe- 
rapeuten oder über den gemeinsam von Ärzten 
und Psychotherapeuten zu benennenden Vertre- 
ter nicht zustande, erfolgt die Berufung durch 
das Bundesministerium für Gesundheit. § 90 
Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend." 

8. § 92 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Der Bundesausschuß in der Besetzung 
nach § 91 Abs. 2 a regelt in Richtlinien insbeson- 
dere das Nähere 

1. über die psychotherapeutisch behandlungsbe- 
dürftigen Krankheiten, 

2. über die zur Krankenbehandlung geeigneten 

Verfahren, 
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3. Über Art, Umfang und Durchführung der Be- 
handlung, insbesondere das Antrags- und 
Gutachterverfahren, 

4. über die Durchführung der Abklärung nach 
§28 Abs. 3. 

Die Richtlinien sind erstmalig bis spätestens 
31. Dezember 1995 zu beschließen. Sie treten am 

1. Januar 1996 in Kraft." 

9. Nach § 134 wird folgender § 134 a eingefügt: 

„§134a 

Zulassung von Psychotherapeuten 

(1) Psychotherapeutische Behandlung darf außer 
von Ärzten nur von zugelassenen Psychothera- 
peuten erbracht werden. 

(2) Zuzulassen ist, wer 

1. die Approbation nach § 2 oder § 11 des Psy- 
chotherapeutengesetzes besitzt und nach- 
weist, daß er 

a) theoretisch in Verfahren ausgebildet ist, die 
in der vertragsärztlichen Versorgung zuge- 
lassen sind und 

b) in diesen Verfahren hinreichende prakti- 
sche Erfahrungen besitzt, 

2. über eine Praxisausstattung verfügt, die eine 
zweckmäßige und wirtschaftliche Leistungser- 
bringung gewährleistet, und 

3. die für die psychotherapeutische Versorgung 
der Versicherten geltenden Vereinbarungen 
und Richtlinien anerkennt. 

(3) Die Zulassung wird gemeinsam und ein- 
heitlich von den Landesverbänden der Kranken- 
kassen und den Verbänden der Ersatzkassen er- 
teilt; sie berechtigt und verpflichtet zur psycho- 
therapeutischen Behandlung von Versicherten. 
Die Zulassung erfolgt für den Ort der Niederlas- 
sung als Psychotherapeut. 

(4) Die Spitzenverbände der Krankenkassen 
gemeinsam geben Empfehlimgen für eine ein- 
heitliche Anwendung der Zulassungsbedingun- 
gen nach Absatz 2 ab. Die für die Wahrnehmung 
der beruflichen Interessen maßgeblichen Spit- 
zenorganisationen der Psychotherapeuten auf 
Bundesebene sind zu hören. 

(5) An der psychotherapeutischen Versorgung 
mitwirkende Psychotherapeuten sind verpflich- 
tet, die Richtlinien nach §§ 92 und 135 Abs. 3 a 
einzuhalten. 

(6) Die Zulassung ist zu entziehen, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen 
oder der Psychotherapeut seine Pflichten gröb- 
lich verletzt. " 

10. Die Überschrift zu § 135 wird wie folgt gefaßt: 

„§135 

Qualitätssicherung der vertragsärztlichen, 
vertragszahnärztlichen und 
psychotherapeutischen Versorgung " . 


11. In § 135 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3 a 
eingefügt: 

„(3 a) Der Bundesausschuß nach § 91 Abs. 2 a 
bestimmt durch Richtlinien Verfahren zur Quali- 
tätssicherung und -beurteilung der ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung. " 

12. Dem § 136 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Die Krankenkassen dürfen die Qualität 
der von Psychotherapeuten erbrachten Leistun- 
gen im Einzelfall durch Stichproben, deren Aus- 
wahl, Umfang und Verfahren gemeinsam und 
einheitlich von den Spitzenverbänden der 
Krankenkassen festgelegt werden, prüfen. Für 
die Prüfung gelten die Richtlinien nach § 135 
Abs. 3a." 

13. Nach § 285 wird folgender § 285a eingefügt: 

„§285a 

Sozialdaten bei der Verrechnungsstelle 

(1) Die gemeinsame Verrechnungsstelle nach 
§ 85 a Abs. 4 darf Einzelangaben über die persön- 
lichen und sachlichen Verhältnisse der Psycho- 
therapeuten nur erheben und speichern, soweit 
dies für die Vergütung der Leistungen der Psy- 
chotherapeuten und die Überprüfung der Rich- 
tigkeit der Abrechnung erforderlich ist. 

(2) Einzelangaben über die persönlichen und 
sachlichen Verhältnisse der Versicherten darf die 
Verrechnungsstelle nach § 85 a Abs. 4 nur erhe- 
ben und erfassen, soweit dies für die Vergütung 
der Leistungen der Psychotherapeuten und die 
Überprüfung der Richtigkeit der Abrechnung er- 
forderlich ist. 

(3) § 285 Abs. 3 gilt entsprechend." 

14. In § 286 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 werden jeweils 
das Wort „und" durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Vereinigungen" die Worte „und 
die Verrechnungsstelle nach § 85 a Abs. 4" einge- 
fügt. 

15. Dem § 291 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 
angefügt: 

„ (5) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Versor- 
gung durch Psychotherapeuten entsprechend. 
Das Nähere bestimmen die Spitzenverbände der 
Krankenkassen in gemeinsam erstellten Richtli- 
nien." 

16. Nach § 302 wird folgender § 302 a eingefügt: 

„§302a 

Abrechnung der Leistungen 
der Psychotherapeuten 

(1) Die Psychotherapeuten, die eine Leistung 
nach § 85 a abrechnen, sind verpflichtet, 

1. in den Abrechnungsunterlagen die von ihnen 

erbrachten Leistimgen einschließlich des Ta- 
ges der Behandlung mit Diagnosen, 
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2. die Abrechnungsunterlagen sowie die Anga- 
ben nach § 291 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 maschinen- 
lesbar 

aufzuzeichnen und an die abrechnende Stelle zu 
übermitteln. 

(2) Die nach § 85 a Abs. 4 errichtete Verrech- 
nungsstelle übermittelt die Angaben nach 
Absatz 1 an die jeweils zuständige Krankenkasse 
zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 284 
Abs. 1 Nr. 1 bis 8 und 10 sowie § 136 Abs. 3. Die 
personenbezogenen Daten nach Absatz 1 sind zu 
löschen, sobald sie zur Erfüllung der Aufgaben 
der Verrechnungsstelle nicht mehr erforderlich 
sind. " 

Artikel 3 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. März 1987 (BGBl. 1 S. 945, 1160), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom . . ., wird wie folgt 
geändert: 

ln § 132a Abs. 1 Nr. 2 werden nach dein Wort „Zahn- 
arzt" die Worte „Psychologischer Psychotherapeut, 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut,'' einge- 
fügt. 

Artikel 4 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. 1 S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch Gesetz vom . . ., wird 
wie folgt geändert: 

ln § 53 Abs. 1 Nr. 3 und § 97 Abs. 2 Satz 2 werden 
jeweils nach dem Wort „Zahnärzte" die Worte „Psy- 
chologischen Psychotherapeuten, Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten, " eingefügt. 

Artikel 5 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgaben Ordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 16. März 1976 (BGBl. 1 S. 613, BGBl. 
1977 1 S. 269), zuletzt geändert durch Gesetz vom . . ., 
wird wie folgt geändert: 

ln § 102 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c werden nach dem 
Wort „Zahnärzte" die Worte „Psychologische Psycho- 
therapeuten, Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten," eingefügt. 

Bonn, den 8. März 1995 


Artikel 6 

Verordnung über die Amtsdauer, Amtsführung 
und Entschädigung der Mitglieder 
der Bundesausschüsse und Landesausschüsse 
der Ärzte (Zahnärzte) und Krankenkassen 

1. Dem § 11 der Verordnung über die Amtsdauer, 
Amtsführung und Entschädigung der Mitglieder 
der Bundesausschüsse und Landesausschüsse der 
Ärzte (Zahnärzte) und Krankenkassen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 
827-9, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch Verordnung vom 12. März 
1980 (BGBl. 1 S. 282), wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt für die' in § 91 Abs. 2a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch genannten Spitzenorga- 
nisationen der Psychotherapeuten entsprechend. " 

2. Die Verordnung kann auf Grund der einschlägi- 
gen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung ge- 
ändert werden. 

Artikel 7 

Sicherstellung der psychotherapeutischen 
Versorgung ab 1999 

(1) Ab 1. Januar 1999 erfolgt die Zulassung von 
Ärztlichen und Psychologischen Psychotherapeuten 
nach einheitlichen Regelungen. Das Nähere wird in 
einem besonderen Gesetz geregelt. 

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit hat den 
gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 
31. Dezember 1997 über die Sicherstellung der psy- 
chotherapeutischen Versorgung der Versicherten zu 
berichten und Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
der psychotherapeutischen Versorgung ab 1. Januar 
1999 zu geben, die insbesondere die Sicherstellung 
der psychotherapeutischen Versorgung der Versi- 
cherten durch Ärztliche und Psychologische Psycho- 
therapeuten nach einheitlichen Regelungen gewähr- 
leistet. 

Artikel 8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 7 Abs. 1, §§ 8, 10 und 11 Abs. 3 und 
4, Artikel 2 Nr. 7 und 8 sowie Artikel 6 treten am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 1996 
in Kraft. 

(3) Die Artikel 2 und 6 treten am 31. Dezember 
1998 außer Kraft. 


Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Klaus Kirschner 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Petra Ernstberger 
Dagmar Freitag 
Karl-Hermann Haack (Extertal) 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 


Horst Kubatschka 
Brigitte Lange 
Waltraud Lehn 
Dr. Martin Pfaff 
Gudrun Schaich- Walch 
Regina Schmidt-Zadel 
Dr. R. Werner Schuster 


Dr. Angelica Schwall-Düren 

Antje-Marie Steen 

Dr. Peter Struck 

Dr. Wolf gang Wo dar g 

Rudolf Scharping 

und der Fraktion der SPD 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Notwendigkeit und wesentlicher Inhalt 
des Gesetzes 

1. Das Gesetz dient der dringend erforderlichen Schaf- 
fung eigenständiger Heilberufe für Psychologische 
Psychotherapeuten sowie für Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten (Psychotherapeuten) und 
der Verbesserung der psychotherapeutischen Ver- 
sorgung der Bevölkerung, Es ist inzwischen unbe- 
stritten, daß der Standard der psychotherapeuti- 
schen Behandlungsmaßnahmen durch eine qua- 
litätsorientierte Ausbildung dauerhaft zu sichern 
und zu verbessern ist. Die Anbindung an wissen- 
schaftlich anerkannte Verfahren der Psychothera- 
pie darf dabei nicht aufgegeben werden. Wesent- 
liches Ziel ist es deshalb, den Standard der psy- 
chotherapeutischen Versorgung durch eine den 
hohen Anforderungen entsprechende Ausbildung 
zu steigern und die nicht mehr zu überschauende 
Angebotsvielfalt im notwendigen Umfang zu 
strukturieren. 

Im weiteren werden krankenversicherungsrecht- 
lich die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
den Patienten über die gleichberechtigte Teil- 
nahme der Psychologischen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
an der psychotherapeutischen Versorgung ein seit 
langem gefordertes sozial und ökonomisch nicht 
diskriminiertes Erstzugangsrecht zum Psychothe- 
rapeuten eröffnet wird. Darüber hinaus werden 
die Grundlagen dafür gelegt, nach Ablauf einer 
Übergangszeit ab 1999 die verfassungsrechtlich 
gebotene Sicherstellung der psychotherapeuti- 
schen Versorgung durch Ärzte und Psychothera- 
peuten anhand gleicher rechtlicher Rahmenbedin- 
gungen zu gewährleisten. 

2. Eine umfassende Regelung der Tätigkeit von Psy- 
chologischen Psychotherapeuten sowie Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten ist seit lan- 
gem überfällig. Im Gegensatz zu vielen anderen 
Berufen im Gesundheitswesen fehlt hier ein eigen- 
ständiges Berufsgesetz. Grundlage für die psycho- 
therapeutische Tätigkeit von Diplom-Psychologen 
und lünder- und Jugendlichen-Therapeuten bildet 
nach wie vor das Heilpraktikergesetz (HPG) vom 
17. Februar 1939 (RGBl. 1 S. 251). 

Bereits 1973 wurde in der Psychiatrie -Enquete die 
Schaffung eines Psychotherapeutengesetzes ver- 
langt. 1978 wurde ein erster Referentenentwurf 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit für ein Gesetz über den Beruf des 
Psychotherapeuten vorgelegt, der eine Berufszu- 
gangsregelung vorsah. Aufgrund vielfältiger Wi- 
dersprüche wurde der Entwurf schließlich nicht 


weiterverfolgt. Im Jahre 1989 gab das Bundesmini- 
sterium für Gesundheit ein Forschungsgutachten 
zu Fragen eines Psychotherapeutengesetzes in 
Auftrag, das im Jahre 1991 veröffentlicht wurde. 

Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
wurde Anfang der 70er Jahre das sog. Delegati- 
onsverfahren eingeführt, bei dem unter Verant- 
wortung des Arztes für die Durchführung der Psy- 
chotherapie Psychologische Psychotherapeuten 
zur Sicherstellung der Versorgung hinzugezogen 
und beauftragt werden („Richtlinien- Psychothera- 
pie"). Diese Leistungen werden den Versicheren 
als Sach- und Dienstleistungen zur Verfügung ge- 
stellt. Daneben hat sich zunehmend ein „grauer 
Markt" psychotherapeutischer Leistungserbrin- 
gung durch nicht am Delegationsverfahren betei- 
ligte Psychologische Psychotherapeuten im Rah- 
men der gesetzlichen Krankenversicherung eta- 
bliert. Dabei erfolgt die Vergütung der Therapeu- 
ten im Wege der Kostenerstattung durch den Pa- 
tienten, wobei im Einzelfall bei den Versicherten 
zusätzlich erhebliche Selbstbeteiligungsanteile 
verbleiben. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung hat entsprechende Regelungen im 
Jahre 1990 ausdrücklich gebilligt. 

Nach den Ergebnissen des Forschungsvorhabens 
Psychotherapeutengesetz gaben die gesetzlichen 
Krankenkassen bereits 1989 rd. 30 v. H. der Aus- 
gaben für „Richtlinien-Psychotherapie" nochmals 
für psychotherapeutische Behandlungsmaßnah- 
men aufgrund solcher Erstattungsfälle aus. Psy- 
chologenverbände und Krankenkassen selber ge- 
hen gemeinsam davon aus, daß 1992 den Kran- 
kenkassen Kosten für Erstattungsfälle mindestens 
in Höhe des für „Richtlinien-Psychotherapie" 
durch Psychologische Psychotherapeuten sowie 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten ver- 
ausgabten Vergütungsvolumens (250 Mio. DM) 
entstanden sind. Dabei werden mögliche Defizite 
hinsichtlich der Prüfung der Wirtschaftlichkeit und 
der Qualität der Behandlung hingenommen. 

Ende 1993 legte die Bundesregierung einen Ge- 
setzentwurf über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten und zur Änderung des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch vor (Drucksache 
12/5890). Dieser Entwurf hat während der Beratun- 
gen im Deutschen Bundestag und Bundesrat insbe- 
sondere in seinem berufsrechtlichen Teil erheb- 
liche Veränderungen erfahren. Wegen unüber- 
brückbar gebliebener Gegensätze hinsichtlich der 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Einführung einer 
Selbstbeteiligung der Patienten bei psychothera- 
peutischer Behandlung hat der Entwurf schließlich 
nicht die Zustimmung des Bundesrates gefunden 
und trat nicht in Kraft (Drucksache 12/7870). 
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3. Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es nun- 
mehr, die weiterhin fehlende gesetzliche Grund- 
lage für eine umfassende eigenverantwortliche 
psychotherapeutische Tätigkeit der Angehörigen 
der Heilberufe der Psychologischen Psychothera- 
peuten und der Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten zu schaffen. 

Das Gesetz umfaßt dabei einen berufsrechtlichen 
Teil (Artikel 1) und einen sozialversicherungs- 
rechtlichen Teil (Artikel 2). Artikel 1 betrifft das 
Gesetz über die Berufe des Psychologischen Psy- 
chotherapeuten und des Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten (Psychotherapeutenge- 
setz - PsychthG), Artikel 2 die Änderung des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB V), die sich auf 
die Einzelheiten der psychotherapeutischen Ver- 
sorgung gesetzlich Krankenversicherter und die 
dabei vorgesehene Einbeziehung von Psychologi- 
schen Psychotherapeuten bzw. Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten in die psychothera- 
peutische Versorgung der Versicherten bezieht. 
Artikel 7 legt die Grundlagen für die Schaffung 
einheitlicher rechtlicher Rahmenbedingungen für 
die Teilnahme Ärztlicher und Psychologischer Psy- 
chotherapeuten an der Sicherstellung der psycho- 
therapeutischen Versorgung ab 1999. 

Artikel 1 fußt im wesentlichen auf den Regelungen 
des Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bundes- 
tages zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
aus der 12. Legislaturperiode. Allerdings sind Än- 
derungen, die vom Bundesrat im damaligen Ver- 
mittlungsverfahren eingebracht worden waren, 
nunmehr auf gegriffen worden, wie insbesondere 
die Veränderung des Zeitrahmens bei den Über- 
gangsbestimmungen, um den Personen, die z. B. 
wegen Zeiten der Kindererziehung ihre Berufstä- 
tigkeit unterbrechen mußten, Gelegenheit zu ge- 
ben, für einen Zeitraum von zehn Jahren die erfor- 
derlichen Nachweise zu erbringen. Die kranken- 
versicherungsrechtlichen Regelungen sind dem 
Charakter von Übergangsregelungen entspre- 
chend davon geprägt, die gleichberechtigte Teil- 
nahme von Psychologischen Psychotherapeuten 
an der psychotherapeutischen Versorgung der 
Versicherten anhand möglichst „schlanker" Rege- 
lungen zu gewährleisten. 

IL Psychotherapeutengesetz 

1. Das Psychotherapeutengesetz verfolgt das Ziel, 
die neuen Heilberufe des „Psychologischen Psy- 
chotherapeuten" und des „Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten" zu regeln und die ge- 
setzlichen Grundlagen für eine eigenverantwort- 
liche heilberufliche Tätigkeit der Angehörigen 
dieser Berufe zu schaffen. 

2. Die Berufsbezeichnung „Psychologischer Psy- 
chotherapeut" wird gewählt, weil die Bezeich- 
nung „Psychotherapeut" den Inhalt der Berufs- 
tätigkeit und dessen heilberuflichen Charakter 
zum Ausdruck bringt. Die Hinzufügung der Be- 
zeichnung „Psychologisch" soll auf die Vorbil- 
dung der Berufsangehörigen hinweisen und 
diese im Interesse der notwendigen Information 


der Patienten von psychotherapeutisch tätigen 
Ärztinnen und Ärzten unterscheiden. 

3. Das Psychotherapeutengesetz trifft Regelungen 
über die Berufsausübung, das Verfahren der Er- 
teilung einer Approbation, deren Rücknahme, 
Widerruf und Ruhen sowie den Verzicht auf sie. 
Darüber hinaus werden die Anforderungen an 
Ausbildung und staatliche Prüfung, das Verfah- 
ren der wissenschaftlichen Anerkennung sowie 
Übergangsvorschriften für die Personen, die be- 
reits eine Qualifikation für die Ausübung des Be- 
rufs nachweisen können, geregelt. 

4. Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Zulassung 
zur Berufsausübung im Wege der Approbation 
erfolgt, wie dies auch bei anderen Heilberufen, 
wie z. B. Ärzten und Zahnärzten, der Fall ist. Zu- 
lässig bleibt, wie im übrigen Heüberufsrecht 
auch, die vorübergehende Ausübung des Berufs 
aufgrund einer befristeten Erlaubnis. 

5. Der Gesetzentwurf definiert, was Ausübung von 
Psychotherapie im Sinne des Gesetzes ist. Er ent- 
hält keine Aufzählung der zulässigen psychothe- 
rapeutischen Verfahren, Weiterentwicklungen in 
diesem Bereich sollen nicht ausgeschlossen wer- 
den. Gerade im Rahmen der beruflichen Defini- 
tion psychotherapeutischer Tätigkeiten erscheint 
es nicht angezeigt, Ausgrenzungen von Verfah- 
ren vorzunehmen. Die wissenschaftliche Aner- 
kennung bleibt indes Voraussetzung für die aner- 
kannte Ausübung von Psychotherapie. 

6. Durch den Gesetzentwurf wird erkennbar, wel- 
che Tätigkeiten Ärzten und Personen mit einer 
Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz sowie 
den Angehörigen der vom Psychotherapeutenge- 
setz erfaßten Berufe Vorbehalten sind. Es wird 
deshalb gesetzlich klargestellt, daß psychologi- 
sche Tätigkeiten, die die Aufarbeitung und Über- 
windung sozialer Konflikte oder sonstiger Zwek- 
ke außerhalb der Heilkunde zum Gegenstand 
haben, nicht der Ausübung von Psychotherapie 
zuzuordnen sind. Dies hat zur Konsequenz, daß 
Personen, die keinem Beruf mit heilkundlichen 
Befugnissen angehören, berechtigt sind, die bis- 
her von ihnen erlaubt ausgeübten Tätigkeiten 
auch weiterhin wahrzunehmen, was insbesonde- 
re für die Tätigkeit kirchlicher und gemeinnützi- 
ger Beratungsstellen gilt. 

7. An die Ausbildung für neue Heilberufe sind hohe 
Anforderungen zu stellen. Den Beruf des Psycho- 
logischen Psychotherapeuten sollen deshalb nur 
Diplompsychologen mit einem Universitäts- oder 
diesem gleichstehenden Abschluß ergreifen kön- 
nen. Bei Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten soll auch der erfolgreiche Abschluß des 
Studiengangs der Pädagogik oder Sozialpädago- 
gik den Zugang zur Ausbildung ermöglichen, 
weil die Ausbildung in diesen Studiengängen in 
besonderem Maße zum Umgang mit psychisch 
gestörten Kindern und Jugendlichen befähigt. 

Der Gesetzentwurf ermächtigt das Bundesmi- 
nisterium für Gesundheit überdies, in den Aus- 
bildungs- und Prüfungsverordnungen für die zu 
regelnden Berufsbereiche die Mindestanforde- 
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rungen an die Ausbildungen und an die staatli- 
chen Prüfungen zu regeln. In der Verordnungser- 
mächtigung ist vorgesehen, daß die Ausbildun- 
gen sich auf die Vermittlung eingehender Grund- 
kenntnisse in wissenschaftlich anerkannten psy- 
chotherapeutischen Verfahren sowie auf eine 
vertiefte Ausbildung in einem wissenschaftlich 
anerkannten psychotherapeutischen Verfahren 
zu erstrecken haben. 

Im Hinblick auf die praktische Tätigkeit in den 
Ausbildungseinrichtungen will der Gesetzgeber, 
daß ein möglichst breites Spektrum von Einrich- 
tungen, an denen psychotherapeutische Behand- 
lungen durchgeführt werden können, zur Ver- 
fügung steht. Der Ausbildungsteilnehmer soll 
während seiner Ausbildung unter Aufsicht und 
Anleitung als Praktikant an Patienten tätig sein. 
Die fachliche Eignung für die Ausübung des Be- 
rufs soll durch eine mindestens dreijährige ganz- 
tägige oder fünfjährige berufsbegleitende Aus- 
bildung in der Psychotherapie erworben werden, 
die mit einer staatlichen Prüfung abschließt. 

8. Der Gesetzgeber regelt die Kriterien für die wis- 
senschaftliche Anerkennung. Die Entscheidung 
über eine wissenschaftliche Anerkennung wird 
von den jeweils zuständigen Landesbehörden 
getroffen. Diese können sich im Bedarfsfall Er- 
kenntnissen anderer Stellen bedienen. 

9. Die Übergangsregelungen stehen unter der Ziel- 
setzung, daß nur Personen Zugang zum Beruf er- 
halten, die eine hohe Qualifikation für die Berufs- 
ausübung besitzen. Unter Beachtung der Quali- 
tätserfordernisse und des Patientenschutzes wird 
in den Absätzen 3 und 4 eine abgestufte Über- 
gangsregelung getroffen, die nach Dauer der Be- 
rufstätigkeit und Ableistung einer qualifizierten 
Nachschulung den Zugang zum Beruf eröffnet. 
Es wird davon ausgegangen, daß bisher tätige 
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen sowie die 
Psychotherapeutenverbände zur Nachschulung 
geeignete Veranstaltungen anbieten. Vor Inkraft- 
treten des Gesetzes abgeleistete Stunden theore- 
tischer Ausbildung sind ebenso wie die geforder- 
ten Behandlungsfälle unter Supervision unab- 
hängig vom Zeitraum ihrer Ableistung anzurech- 
nen. Antragstellern, die erst nach einem be- 
stimmten Stichtag ihre Berufstätigkeit aufgenom- 
men haben, ist es zuzumuten, daß sie die vom 
Gesetz geforderte Ausbildung durchlaufen. 

10. Durch das vorgesehene Psychotherapeutenge- 
setz wird das Heilpraktikergesetz insoweit geän- 
dert, als neben Ärzten und den Inhabern einer 
Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz auch 
Approbierte nach dem Psychotherapeutengesetz 
berechtigt sind, Heilkunde ~ beschränkt auf Tä- 
tigkeiten der Psychotherapie - auszuüben. Im 
übrigen bleiben die Vorschriften des Heilprakti- 
kergesetzes unberührt. Das bedeutet, daß das 
Verbot zur unerlaubten Ausübung von Heilkun- 
de und die Strafvorschrift des § 5 des Heilprakti- 
kergesetzes auch für Psychologische Psychothe- 
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten fortgilt, soweit es um heilkundliche 
Tätigkeiten außerhalb der durch das Psychothe- 


rapeutengesetz geregelten Psychotherapie geht. 
Auch werden weder heilkundliche Befugnisse 
von Ärzten noch die Rechte, die eine Erlaubnis 
nach dem Heilpraktikergesetz verleiht, durch 
das Psychotherapeutengesetz eingeschränkt. 

II. Grundlage für den Erlaß des Psychotherapeuten- 
gesetzes ist Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes. 
Danach hat der Bund eine konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz für die „Zulassung zu 
den ärztlichen und anderen Heilberufen". Bei 
den hier zu regelnden Berufen handelt es sich 
um „andere Heilberufe" im Sinne des Artikels 74 
Nr. 19 des Grundgesetzes. Das nach Artikel 72 
Abs. 2 des Grundgesetzes vorausgesetzte Be- 
dürfnis für eine bundesgesetzliche Regelung im 
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung ist 
als gegeben zu erachten, weil die Schaffung 
zweier neuer eigenständiger Heilberufe durch 
eine bundesrechtliche Regelung angezeigt ist. 

III. Änderung von Bundesgesetzen 

Der Gesetzentwurf hat Auswirkungen für andere 
Bundesgesetze. Psychologische Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
werden im Hinblick auf Strafrecht, Strafprozeßrecht 
und Steuerrecht anderen akademischen Heilberufen 
gleichgestellt. 

IV. Änderung sozialversicherungsrechtlicher 
Vorschriften 

1. Für die Jahre 1996 bis 1998 wird krankenversiche- 
rungsrechtlich Übergangsrecht geschaffen. 

Ab 1. Januar 1999 ist es durch die mit dem Ge- 
sundheitsstrukturgesetz (GSG) vom 21. Dezember 
1992 (BGBl. I S. 2266) eingeführte Bedarfszulas- 
sung aufgrund von festen Verhältnis zahlen in der 
ambulanten ärztlichen Versorgung (§ 102 SGB V) 
verfassungsrechtlich geboten, den Zugang zum 
GKV-System für Ärztliche und Psychologische 
Psychotherapeuten nach gleichen rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu gewährleisten. 

Ärzte behandeln mit den gleichen psychothera- 
peutischen Verfahren wie Psychotherapeuten die 
gleiche Klientel. Psychologische und Ärztliche 
Psychotherapeuten unterscheiden sich zwar in der 
Grundausbildung (Psychologie bzw. Medizin), 
nicht aber in der Fachausbildung (Psychothera- 
pie), ihrem Patientenkreis, den Behandlungszielen 
und ihrer Kompetenz und Verantwortlichkeit in 
Diagnose und Therapie. Es ist deshalb verfas- 
sungsrechtlich unzulässig, ab 1999 Ärztliche Psy- 
chotherapeuten der Bedarfszulassung zu unter- 
werfen, Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten aber 
nicht (Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes, Ver- 
stoß gegen die Berufsfreiheit; Artikel 3 Abs. 1, 
Artikel 12 Abs. 1 Grundgesetz). 

Zudem ist aufgrund der mangelnden Transparenz 
des Versorgungsgeschehens der tatsächliche Be- 
darf an psychotherapeutischen Leistungen in der 
Bundesrepublik Deutschland derzeit nur unzurei- 
chend bekannt, was einen Evaluationszeitraum 
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notwendig erscheinen läßt, bevor langfristige 
Regelungen geschaffen werden. 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird des- 
halb gesetzlich verpflichtet, bis zum 31. Dezember 
1997 den gesetzgebenden Körperschaften des 
Bundes über die Sicherstellung der psychothera- 
peutischen Versorgung aufgrund der Regelungen 
dieses Gesetzes zu berichten und dabei gleichzei- 
tig Empfehlungen zur Weiterentwicklung der psy- 
chotherapeutischen Versorgung ab 1. Januar 1999 
zu geben. 

2. Psychotherapeutische Behandlung zur Feststel- 
lung, Heilung oder Linderung psychischer Störun- 
gen mit Krankheitswert wird als Regelleistung in 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Kranken- 
versicherung aufgenommen. Den Patienten steht 
dabei das Erstzugangsrecht zum Psychotherapeu- 
ten zu, der eigenverantwortlich tätig wird. Psycho- 
therapeutische Behandlung durch Psychologische 
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeuten wird von den Krankenkassen 
im Rahmen ihrer Leistungsverpflichtung gegen- 
über den Versicherten ebenso wie Behandlung 
durch Ärztliche Psychotherapeuten als Sach- und 
Dienstleistung zur Verfügung gestellt. 

3. Entsprechend der dezentralen Ausrichtung des 
Gesundheitswesens und bewährter vergleichbarer 
Regelungen im Krankenversicherungsrecht haben 
die Verbände der Psychotherapeuten und die Lan- 
desverbände der Krankenkassen sowie die Ver- 
bände der Ersatzkassen auf Landesebene Verträge 
über die Vergütung (Volumen, Höhe, Verteilung, 
Abrechnung) der von Psychologischen Psychothe- 
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten erbrachten Leistungen zu schließen. 
Zur Erleichterung von Abrechnung und Vertei- 
lung der erbrachten Leistungen könnten die betei- 
ligten Krankenkassenverbände auf Landesebene 
eine gemeinsame Abrechnungsstelle einrichten. 

Als Höchstgrenze für die Vereinbarungen zum 
Vergütungsvolumen im Jahre 1996 wird dabei ein 
Anteil von 2 v. H. der Ausgaben der beteiligten 
Krankenkassen für die Gesamtheit der vertrags- 
ärztlichen Leistungen im Jahre 1995 festgelegt. 
Damit kann nach vorliegenden Erkenntnissen das 
derzeitige Versorgungsniveau in der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch Psychologische Psy- 
chotherapeuten und Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeuten gewährleistet und ausgebaut 
werden. 

Eine Budgetierung anhand der Entwicklung der 
beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder der 
Krankenkassen ist im weiteren nicht vorgesehen. 
Es erscheint indessen insbesondere aufgrund der 
fehlenden Transparenz über die tatsächliche Be- 
darfssituation angemessen, in den Folgejahren des 
Übergangszeitraums den Verhandlungsspielraum 
der Vertragspartner an der Entwicklung im ge- 
samten ambulant-ärztlichen Bereich auszurichten. 
Das Vergütungsvolumen soll sich deshalb grund- 
sätzlich im Rahmen der Veränderung der ärzt- 
lichen Gesamtvergütung bewegen. 


4. Auch die Zulassung der Psychologischen Psycho- 
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy- 
chotherapeuten erfolgt auf Landesebene anhand 
einheitlicher Kriterien gemeinsam durch die Lan- 
desverbände der Krankenkassen sowie die Ver- 
bände der Ersatzkassen. 

5. In die Erarbeitung der Richtlinien für die psycho- 
therapeutische Versorgung der Versicherten wer- 
den Psychotherapeuten und Ärzte gleichberech- 
tigt einbezogen. Dem Bundesausschuß werden 
weitreichende Befugnisse bei der Sicherung der 
psychotherapeutischen Versorgung durch Rege- 
lungen zu Krankheitsbildern, geeigneten Thera- 
pieverfahren, Einleitung und Durchführung der 
Behandlung eingeräumt. 

Die Entscheidungen über die entsprechenden 
Richtlinien erfolgen im Bundesausschuß Ärzte und 
Krankenkassen, der einerseits von den Kranken- 
kassenverbänden und andererseits paritätisch mit 
Vertretern der Ärzte und Psychotherapeuten be- 
setzt ist. 

V. Inkrafttreten des Gesetzes 

Das Gesetz soll grundsätzlich am 1. Januar 1996 in 
Kraft treten. 

Es bedarf bis zum Inkrafttreten des Gesetzes eines 
Vorlaufs. Dies ist insbesondere im Hinblick auf den 
Erlaß der im Entwurf des Psychotherapeutengesetzes 
vorgesehenen Verordnungen (u. a. Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen für Psychologische Psycho- 
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten) notwendig. Ein Vorlauf ist aber auch er- 
forderlich im Hinblick auf die vorgesehenen Rege- 
lungen zur Ausbildung (staatliche Anerkennung von 
Ausbildungsstätten, staatliche Prüfungen). Bei Be- 
rücksichtigung der Probleme, die im Zusammenhang 
mit der Einführung der gesetzlich geregelten Ausbil- 
dungen zu lösen sind, kann das Gesetz nicht vor dem 
1. Januar 1996 in Kraft treten. 

Da die Verordnungen gemäß Artikel 1 § 7 Abs. 1, § 8 
und § 11 Abs. 3 und 4 sowie das Tätigwerden des 
Bundesausschusses gemäß Artikel 2 Nr. 7 und 8 einer 
gesetzlichen Grundlage bedürfen, treten diese Be- 
stimmungen bereits am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

VI. Kosten des Gesetzes 

Durch die von Psychologischen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten er- 
brachten Leistungen ist davon auszugehen, daß 1996 
Kosten für die gesetzlichen Krankenkassen in einer 
Höhe von rund 768 Mio. DM entstehen. Nach heuti- 
gen Berechnungen ist zu erwarten, daß diese Kosten 
allenfalls geringfügig höher sein werden als diejeni- 
gen, die derzeit für „Richtlinien - Psychotherapie" 
und für die auf rechtlich umstrittener Basis von Kran- 
kenkassen gewährten Leistungen für Erstattungs- 
fälle durch nichtärztliche Psychotherapeuten veraus- 
gabt werden. 

Durch dieses Gesetz können finanzielle Belastungen 
für den Bund entstehen, da dieser die Leistungsauf- 
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Wendungen für die Altenteiler in der Krankenver- 
sicherung der Landwirte zu tragen hat, soweit diese 
Aufwendungen nicht durch Beiträge der Altenteiler 
gedeckt sind. Der Bund könnte demnach ab 1996 in 
einer Größenordnung von ca. 1 Mio. DM belastet 
werden. Kosten zu Lasten der Länder werden im 
Hinblick auf die Durchführung der Ausbildungen 
und der staatlichen Prüfungen entstehen. Die Mehr- 
kosten können aber als gering eingestuft werden, 
da für die Ausbildungsgänge an den privaten Aus- 
bildungsstätten und an den Hochschulen kosten- 
deckende Gebühren erhoben werden. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise, das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten, weil die durch das Gesetz verursachten 
Mehrbelastungen sich in einer Größenordnung be- 
wegen, die keine gesamtwirtschaftlichen Auswir- 
kungen haben können. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 des Gesetzentwurfs bezieht sich auf das Ge- 
setz über die Berufe des Psychologischen Psychothe- 
rapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten. Es soll die Zulassung zu den Heil- 
berufen regeln. 

Zu§l 

In Absatz 1 wird geregelt, daß für die Ausübung der 
Heilberufe Psychologischer Psychotherapeut und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut die Ertei- 
lung der Approbation erforderlich ist, wie dies bei an- 
deren Heilberufen üblich ist. Entsprechend anderen 
Heilberufen soll zur vorübergehenden Ausübung der 
Berufe eine befristete Erlaubnis genügen. Die Appro- 
bation berechtigt zur Führung der Berufsbezeich- 
nung „Psychologischer Psychotherapeut" oder „Psy- 
chologische Psychotherapeutin" bzw. „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut" oder „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutin " . 

Absatz 2 erweitert die Berechtigung zur Ausübung 
des Berufs des Kinder- und Jugendlichenpsychothe- 
rapeuten auch auf Patienten, die das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, und trägt damit einer 
einhelligen Forderung des Bundesrates Rechnung. 

Grundsätzlich sollen Kinder- imd Jugendlichenpsy- 
chotherapeuten nur Kinder und Jugendliche psycho- 
therapeutisch behandeln dürfen. Es erscheint aber 
nicht als sachgerecht, daß Jugendliche oder Heran- 
wachsende eine vor Erreichen des 21. Lebensjahres 
begonnene Psychotherapie beim Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten mit Vollendung des 
21. Lebensjahres abbrechen müssen und zu einem 
Psychologischen Psychotherapeuten überzuwechseln 
haben. Deshalb soll der Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeut einen Patienten bis zum 21. Lebens- 
jahr behandeln dürfen, wenn dieses Alter im Laufe 
der Behandlung erreicht wird. Überdies sollen Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten auch Er- 
wachsene behandeln dürfen, wenn es z. B. bei inter- 
familiären Konflikten notwendig ist, Kinder oder 


Jugendliche gemeinsam mit Erwachsenen psycho- 
therapeutisch zu behandeln. 

Absatz 3 definiert, was Ausübung von Psychothera- 
pie im Sinne des Gesetzes ist. Ausdrücklich ist gere- 
gelt, daß es sich dabei um die Anwendung „wissen- 
schaftlich anerkannter Verfahren" handeln muß. Die 
Beschränkung der Berechtigung auf wissenschaftlich 
anerkannte Verfahren soll verhindern, daß die Be- 
rechtigung zur Ausübung von Psychotherapie miß- 
braucht wird. Darüber hinaus enthält Absatz 3 in 
Satz 2 die Klarstellung, daß die Anwendung von Psy- 
chologie zu Zwecken außerhalb der Heilkunde keine 
Ausübung von Psychotherapie ist. Solche Tätigkeiten 
können nach wie vor von anderen ausgeübt werden. 
Dies gilt insbesondere für die Tätigkeit kirchlicher 
und gemeinnütziger Beratungsstellen sowie für 
pädagogisch-therapeutische Leistungen der Jugend- 
hilfe. 

Zu §2 

Die Vorschrift betrifft die Erteilung der Approbation. 

Die Nummern 1 bis 3 bestimmen die für eine Appro- 
bationserteilung auch bei anderen Heilberufen übli- 
chen Kriterien. Nummer 1 regelt den Personenkreis, 
der für die Erteilung der Approbation in Frage 
kommt. Die nach Nummer 2 vorgesehenen Ausbil- 
dungen und staatlichen Prüfungen sollen in den Aus- 
bildungs- und Prüfungsverordnungen des Bundes- 
ministeriums für Gesundheit im einzelnen geregelt 
werden (siehe § 7). Unter Nummer 3 fällt auch der 
Tatbestand des sexuellen Mißbrauchs von Patientin- 
nen und Patienten. 

Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß es im 
Gegensatz zu einigen Bundesgesetzen für Heilberufe 
(z. B. Bundesärzteordnung, Gesetz über die Aus- 
übung der Zahnheilkunde, Hebammen gesetz) nicht 
möglich ist, im Psychotherapeutengesetz bestimmte, 
in anderen Mitgliedstaaten des Europäischen Wirt- 
schaftsraums erworbene Diplome von nichtärztlichen 
Psychotherapeuten ausdrücklich den Ausbildungs- 
nachweisen nach deutschem Recht gleichzustellen. 
Es gibt keine sektoralen Richtlinien für die gegensei- 
tige Anerkennung von den in den übrigen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union und den in den Ver- 
tragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum erworbenen Diplomen für Psycholo- 
gische Psychotherapeuten und lünder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten, wie sie z. B. für die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise von Ärz- 
ten, Zahnärzten, Krankenschwestern und Kranken- 
pflegern sowie Hebammen bestehen, die die ein- 
schlägigen Nachweise jeweils im einzelnen verbind- 
lich aufführen. 

Satz 2 des Absatzes 2 benennt ausdrücklich die ein- 
schlägigen Richtlinien des Rates und weist zusätzlich 
für diejenigen Antragsteller, deren Ausbildung die 
nach diesem Gesetz vorgeschriebene Mindestdauer 
nicht erreicht, auf die Möglichkeit hin, durch einen 
höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang oder 
eine Eignungsprüfung die Erlaubnis zu erlangen. Die 
Anforderungen sind im einzelnen durch eine Rechts- 
verordnung des Bundesministeriums für Gesundheit 
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festzulegen. Die Rechtsverordnung muß sich an den 
Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG orientieren, 
da diese bestimmen, welche zusätzlichen Ausbil- 
dungsanforderungen an Staatsangehörige der übri- 
gen Mitgliedstaaten gestellt werden dürfen. 

Absatz 3 betrifft die Erteilung der Approbation an 
Ausländer aus Drittstaaten. Die Approbation soll 
insoweit nur in eng begrenzten Ausnahmefällen 
- in besonderen Einzelfällen oder aus Gründen des 
öffentlichen Gesundheitsinteresses - erteilt werden 
können. Dies entspricht den Regelungen für die Er- 
teilung der Approbation an Ausländer in den Bun- 
desgesetzen für Heilberufe. Für deren Ausführung 
haben Rechtsprechung und Verwaltungspraxis in- 
zwischen Grundsätze entwickelt, die auch bei der 
Durchführung des Psychotherapeutengesetzes An- 
wendung finden können. 

Entsprechend dem im Grundgesetz geregelten An- 
spruch auf rechtliches Gehör und Regelungen in den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen des Bundes und der 
Länder schreibt Absatz 4 die Anhörung des Antrag- 
stellers vor. 

Absatz 5 regelt die Aussetzung der Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung einer Approbation bei 
Vorliegen des Verdachts einer Straftat, die sich auf 
die Beurteilung der Zuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs auswirken kann. 

Zu §3 

Die Vorschrift betrifft das Verfahren der Rücknahme, 
des Widerrufs und des Rühens der Approbation so- 
wie bei Verzicht des Approbationsinhabers. 

Zu §4 

Die Vorschrift regelt die befristete Erlaubnis zur Aus- 
übung der Berufe des Psychologischen Psychothera- 
peuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychothe- 
rapeuten. 

Voraussetzung für die Erteilung einer solchen befri- 
steten Erlaubnis soll nach Absatz 1 eine abgeschlos- 
sene Ausbildung sein. Es wird klargestellt, daß in 
den Fällen, in denen der Antragsteller eine im Aus- 
land erworbene Ausbildung nachweist, diese Ausbil- 
dung in den wesentlichen Grundzügen einer Ausbil- 
dung nach dem Gesetz entsprechen muß. Die Unter- 
schiedlichkeit der Ausbildung für nichtärztliche Psy- 
chotherapeuten in den einzelnen Staaten macht eine 
entsprechende Prüfung notwendig. 

Nach Absatz 2 soll eine befristete Erlaubnis bis zu 
einer Gesamtdauer von drei Jahren erteilt oder ver- 
längert werden können. Über drei Jahre hinaus soll 
die Erlaubnis nur erteilt oder verlängert werden, 
wenn es im Interesse der psychotherapeutischen Ver- 
sorgung der Bevölkerung liegt. Den Regelungen an- 
derer Heilberufe entsprechend werden Ausnahmen 
für ausländische Antragsteller normiert. 

Nach Absatz 3 haben die Inhaber einer befristeten 
Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten wie die 
übrigen Berufsangehörigen. 


Zu §5 

Die §§ 5ff. betreffen Dauer, Inhalt und Durchführung 
der Ausbildung. 

Nach Absatz 1 umfassen die jeweils mindestens drei- 
jährigen ganztägigen oder fünfjährigen berufsbeglei- 
tenden Ausbildungen eine praktische Tätigkeit, die 
von theoretischen und praktischen Unterrichtsveran- 
staltungen begleitet wird. Es wird klargestellt, daß 
die Ausbildungsteilnehmer während der praktischen 
Ausbildung der Anleitung und Aufsicht von Ausbil- 
dern bedürfen. 

Absatz 2 gibt der zuständigen Behörde die Möglich- 
keit der Anrechnung von gleichwertigen Ausbildun- 
gen, die im In- und Ausland erworben worden sind. 

Absatz 3 regelt die Voraussetzungen für den Zugang 
zu einer Ausbildung nach diesem Gesetz. 

Nach Nummer 1 sollen nur Psychologen, die eine 
Abschlußprüfung im Studiengang Psychologie an ei- 
ner Universität oder einer gleichstehenden Hoch- 
schule bestanden haben, Zugang zu einer Ausbil- 
dung zum Psychologischen Psychotherapeuten ha- 
ben. Die Abschlußprüfung soll dabei gemäß § 15 
Abs. 2 Satz 1 des Hochschulrahmengesetzes der 
Feststellung dienen, ob der Student das Ziel des Stu- 
diums erreicht hat. Dies ist die Konsequenz aus dem 
Ziel des Gesetzes, die Qualifikation der Berufsange- 
hörigen möglichst hoch anzusetzen und ein einheitli- 
ches Ausbildungsniveau sicherzustellen. Die Ab- 
schlußprüfung hat dabei das Fach Klinische Psycho- 
logie ein?uschließen. 

Nummer 2 betrifft die Vorbildungsnachweise für den 
Zugang zu einer Ausbildung zum Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten. Hier soll auch der er- 
folgreiche Abschluß eines Studiengangs der Pädago- 
gik oder Sozialpädagogik den Zugang zu dieser Aus- 
bildung ermöglichen, weil die Ausbildung in diesen 
Studiengängen in besonderem Maße zum Umgang 
mit psychisch gestörten Kindern und Jugendlichen 
befähigt. 

Zu §6 

§ 6 regelt die Anforderungen an die Ausbildungsstät- 
ten. Die Ausbildungen sollen dabei an Hochschulen 
oder anderen Einrichtungen durchgeführt werden 
können, die als Ausbildungsstätten staatlich aner- 
kannt sind. Eine gesetzliche Verpflichtung für die 
Hochschulen zum Angebot entsprechender Studien- 
gänge besteht nicht. Derzeit werden die Zusatzaus- 
bildungen zu nichtärztlichen Psychotherapeuten 
überwiegend an Ausbildungseinrichtungen in priva- 
ter Trägerschaft durchgeführt. Die Mitwirkung an 
der psychotherapeutischen Versorgung im Rahmen 
der vertragsärztlichen Versorgung ist bislang davon 
abhängig, daß der Diplompsychologe oder Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut eine Zusatzaus- 
bildung an einem von der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung anerkannten Institut nachweisen kann. 
Inzwischen gibt es vereinzelt Aufbaustudiengänge 
an Hochschulen, die eine Ausbildung in der Psycho- 
therapie für die Diplompsychologen zum Gegen- 
stand haben. 
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Absatz 2 enthält einen detaillierten Katalog der An- 
forderungen, die eine Ausbildungsstätte erfüllen 
muß. Im Hinblick auf die zu fordernde qualitativ 
hochstehende Ausbildung ist es geboten, die Bedin- 
gungen für eine staatliche Anerkennung im Gesetz 
festzulegen. Es wird dabei davon ausgegangen, daß 
die Ausbildungsstätten ihre Studienpläne mit einem 
Fachbereich der Psychologie einer Universität oder 
einer gleichstehenden Hochschule abstimmen. 

Nach Absatz 2 Nr. 4 wird davon ausgegangen, daß 
die Mitwirkung von qualifizierten Ärzten nicht aus- 
drücklich durch hauptberufliche, bei der Ausbil- 
dungseinrichtung beschäftigte Arzte sichergestellt 
werden muß. 

Zu §7 

Die Vorschrift enthält die Ermächtigung für das Bun- 
desministerium für Gesundheit, Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen für Psychologische Psycho- 
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten zu erlassen. 

Nach Absatz 1 sind in diesen Rechtsverordnungen 
die Anforderungen an die mindestens drei- bzw. 
fünfjährigen Ausbildungen nach § 5 Abs. 1 sowie die 
Einzelheiten für die staatlichen Prüfungen zu regeln. 
Die Rechtsverordnungen sollen auch festlegen, wel- 
che Nachweise im einzelnen vorzulegen sind, wenn 
die Erteilung einer Approbation nach § 2 beantragt 
wird. Es geht hierbei um Art und Form der Ausbil- 
dungsnachweise, um Staatsangehörigkeitsnachwei- 
se und Unterlagen, die die Zuverlässigkeit und die 
gesundheitliche Eignung zur Ausübung des Berufs 
betreffen. Außerdem sollen die Muster für die Appro- 
bationen in der Verordnimg vorgeschrieben werden. 

Die Absätze 2 und 3 betreffen die Ausbildungsin- 
halte. Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen 
sollen sicherstellen, daß die Kenntnisse und Fähig- 
keiten vermittelt werden, die für eine eigenverant- 
wortliche und selbständige Ausübung der vom Ge- 
setz geregelten Berufe erforderlich sind. Die Ausbil- 
dungen haben sich auf die Vermittlung von einge- 
henden Grundkenntnissen in wissenschaftlich aner- 
kannten psychotherapeutischen Verfahren zu er- 
strecken. Eine vertiefte Ausbildung in mindestens 
einem wissenschaftlich anerkannten psychothera- 
peutischen Verfahren ist zwingend erforderlich. Es 
erfolgt keine Festlegung auf bestimmte Verfahren, 
damit Raum für weitere Entwicklungen besteht. 

Die Ausbildungen müssen eine praktische Tätigkeit 
sowie theoretischen und praktischen Unterricht um- 
fassen. Die in Absatz 3 genannten praktischen Aus- 
bildungen sind erforderlich, damit die Ausbildungs- 
teilnehmer hinreichend mit den Krankheitsbildem 
der dort behandelten Patienten vertraut gemacht 
werden und Erfahrungen in der Krankenbehandlung 
sammeln. 

Nach Absatz 4 sollen die Verordnungen auch die 
Möglichkeiten der Unterbrechung der Ausbildungen 
regeln. Insoweit sollen die Grenzen der anrechenba- 
ren und deshalb nicht nachholpflichtigen Unterbre- 
chungen festgelegt werden. Schließlich soll der Ver- 
ordnungsgeber die Möglichkeit erhalten, erforder- 


lichenfalls Vorschriften über die Anrechnung von er- 
folgreich abgeschlossenen anderen Ausbildungen zu 
erlassen. 

Absatz 5 bezieht sich auf die staatlichen Prüfungen. 
Die Prüfungen richten sich nach den Gegenständen 
der Ausbildung {Absatz 3 Satz 1). 

Um die Objektivität, eine einheitliche Entwicklung 
und ein hohes Niveau dieser Prüfungen zu fördern, 
wird eine Mitgliedschaft externer Prüfer in den je- 
weiligen Prüfungsausschüssen vorgeschrieben. Die 
Prüfungen haben sich auch auf medizinische Ausbil- 
dungsinhalte zu erstrecken. 

Zu § 8 

Die Vorschrift betrifft die Ermächtigung für das 
Bundesministerium für Gesundheit, eine Gebühren- 
ordnung für die Leistungen freiberuflich tätiger Psy- 
chologischer Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten gegenüber Privat- 
patienten zu erlassen, ^ine bundeseinheitliche Rege- 
lung wird für erforderlich gehalten. Hierbei sind 
Festbeträge für die psychotherapeutischen Leistun- 
gen festzusetzen, da ^es den Besonderheiten der 
psychotherapeutischen Versorgung am ehesten 
Rechnung trägt. 

Zu §9 

Es handelt sich um Zuständigkeitsregelungen. 

Zu §10 

Die Vorschrift regelt das Verfahren für die Wissen- 
schaftliche Anerkennung psychotherapeutischer Ver- 
fahren. Es handelt sich um eine Ermessensregelung, 
die den zuständigen Behörden die Möglichkeit bie- 
tet, zur Bewertung von psychotherapeutischen Ver- 
fahren eine gutachtliche Stellungnahme einzuholen. 
Ferner bietet § 10 die Grundlage für die Einrichtung 
eines wissenschaftlichen Beirats. 

Zu §11 

Nach Absatz 1 können nichtärztliche Psychothera- 
peuten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes im Delegationsverfahren nach den Psychothe- 
rapie-Richtlinien mitwirken oder die die Vorausset- 
zungen für eine solche Mitwirkung erfüllen oder die 
die nach den Psychotherapie-Richtlinien für die Mit- 
wirkung vorausgesetzte Qualifikation innerhalb von 
drei Jahren bei ganztägiger und innerhalb von fünf 
Jahren bei berufsbegleitender Ausbildung nach In- 
krafttreten des Gesetzes erwerben, ohne Erfüllung 
weiterer Ausbildungs- und Tätigkeitsanforderungen 
eine Approbation nach dem Gesetz erhalten. 

Absatz 2 betrifft die nach DDR-Recht ausgebildeten 
„Fachpsychologen in der Medizin". Außer dem Nach- 
weis einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung 
nach DDR-Recht soll ein Nachweis darüber vorgelegt 
werden, daß sich die Ausbildung ausschließlich auf 
die Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten in 
der Psychotherapie erstreckt hat. Dies ist erforder- 
lich, weil die Ausbildung von Diplompsychologen zu 
Fachpsychologen in der Medizin nicht in jedem Fall 
entsprechend gestaltet war. 
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Die Absätze 3 und 4 enthalten eine abgestufte Über- 
gangsregelung, die je nach Dauer der Berufstätigkeit 
und Ableistung einer gegebenenfalls erforderlichen 
qualifizierten Nachschulung den Zugang zum Beruf 
eröffnen soll. Es wird davon ausgegangen, daß bisher 
tätige Aus- und Weiterbildungseinrichtungen sowie 
die Psychotherapeutenverbände zur Nachschulung 
geeignete Veranstaltungen anbieten. Vor Inkrafttre- 
ten des Gesetzes abgeleistete Stunden theoretischer 
Ausbildung sind ebenso wie die geforderten Behand- 
lungsfälle unter Supervision unabhängig vom Zeit- 
raum ihrer Ableistung anzurechnen. 

Antragstellern, die erst nach dem 1. Januar 1995 ihre 
Berufstätigkeit aufgenommen haben, ist es zuzumu- 
ten, daß sie die vom Gesetz geforderte Ausbildung 
durchlaufen. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten überdies zahlreiche 
Detailregelungen als Übergangsvorschriften, um ge- 
rade auch den Personen, die z. B. wegen Zeiten der 
Kindererziehung ihre Berufstätigkeit unterbrechen 
mußten, Gelegenheit zu geben, für einen Zeitraum 
von zehn Jahren die geforderten Qualifikationsnach- 
weise zu erbringen. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 (§ 27 Abs. 1) 

Durch die Vorschrift wird allgemein der eigenstän- 
dige Leistungsanspruch der Versicherten auf psycho- 
therapeutische Behandlung einer Krankheit im Rah- 
men der gesetzlichen Krankenversicherung einge- 
führt. Die Regelung bildet die Anspruchsgrundlage 
für die neuen Leistungen nach § 28 Abs. 3. 

Zu Nummer 2 

Folgeänderung zu § 28 Abs. 3 (Nr. 3). 

Zu Nummer 3 (§ 28 Abs. 3) 

Satz 1 definiert den Begriff und Inhalt der psycho- 
therapeutischen Behandlung im Rahmen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung. Leistungsberechtigt sind 
sowohl Ärzte als auch zugelassene Psychologische 
Psychotherapeuten und zugelassene Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten. Psychologische Psy- 
chotherapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsy- 
chotherapeuten werden unter der Bezeichnung Psy- 
chotherapeuten zusammengefaßt. Die Leistungen 
werden den Versicherten als Sach- und Dienstlei- 
stungen gewährt (vgl. § 2 Abs. 2). 

Dem Versicherten steht es frei, ob er psychothera- 
peutische Behandlung durch einen entsprechend 
qualifizierten Arzt oder Psychotherapeuten in An- 
spruch nimmt. Satz 2 stellt klar, daß die Erstinan- 
spruchnahme eines Psychotherapeuten mit einer 
ärztlichen Abklärung auf somatische oder psychiatri- 
sche Ursachen einer Erkrankung verbunden ist. Zeit- 
und kostenträchtige Doppeluntersuchungen sollen 
dabei ausgeschlossen werden. Eine Überweisung 
durch den Psychotherapeuten spätestens nach der 
zweiten Sitzung ist dann zwingend, wenn zu Beginn 
der Behandlung kein Bericht über eine ärztliche Ab- 
klärung vorliegt. Weitere Einzelheiten über Inhalt 


und Umfang der ärztlichen Abklärung haben die Be- 
teiligten im Bundesausschuß für die psychotherapeu- 
tische Versorgung (§ 91 Abs. 2 a) in den Richtlinien 
nach § 92 Abs. 6 Nr. 4 festzulegen. 

Zu Nummern 4 und 5 

Folgeänderungen aufgrund der Stellung der Psycho- 
therapeuten als eigenständige Leistungserbringer in 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Zu Nummer 6 (§ 85 a) 

§ 85 a regelt die Grundlagen der Abrechnung und 
Vergütung der von Psychotherapeuten erbrachten 
Leistungen. Das Vergütungsvolumen in diesem Be- 
reich kann entsprechend der ärztlichen Gesamtver- 
gütung verändert werden. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift gewährleistet, daß sowohl für Ärzte als 
auch für Psychotherapeuten der einheitliche Bewer- 
tungsmaßstab für ärztliche Leistungen nach § 87 
Abs. 2 die Grundlage für die Abrechnung psychothe- 
rapeutischer Leistungen bildet. In diesem Bereich 
gelten für Psychotherapeuten dieselben Leistungsbe- 
schreibungen und dieselben Punktzahlen wie für 
Ärzte. 

Zugleich bietet diese Vorschrift Psychotherapeuten 
und Krankenkassen genügend Raum, um auf der 
Grundlage des Absatzes 2 unter Beachtung der son- 
stigen gesetzlichen Vorschriften im Vergütungsbe- 
reich eigenständige Regelungen zu treffen. 

Zu Absatz 2 

Die vertraglichen Beziehungen zwischen Leistungs- 
erbringern und der Krankenkassenseite werden in 
der gesetzlichen Krankenversicherung auf Landes- 
ebene bzw. für den Bereich einer Kassenärztlichen 
Vereinigung geregelt. Dies gilt auch für die Erbrin- 
gung psychotherapeutischer Leistungen. 

Bisher bestanden keine direkten Vertragsbeziehun- 
gen zwischen den Krankenkassen und den Psycholo- 
gischen Psychotherapeuten sowie Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten. Nachdem diese Beru- 
fe als neue akademische Heilberufe geregelt sind, 
wird das bewährte Vertragsrecht der gesetzlichen 
Krankenversicherung in diesem Bereich ergänzt. 

In Satz 1 wird den Selbstverwaltungspartnern die 
Möglichkeit gegeben, die speziellen vergütungs- 
rechtlichen Regelungen im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben selbst zu treffen. Da auch für die Lei- 
stungserbringung für Psychotherapeuten der einheit- 
liche Bewertungsmaßstab für ärztliche Leistungen 
nach § 87 Abs. 2 gilt, ist eine Verteilung des mit den 
Krankenkassen vereinbarten Vergütungsvolumens 
notwendig. Satz 2 gibt den für diese Verteilung zu 
beachtenden Maßstab vor. 

Zu Absatz 3 

Die Selbstverwaltungspartner haben nach Absatz 2 
das Vergütungsvolumen für die durch Psychothera- 
peuten erbrachten Leistungen einvernehmlich fest- 
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zulegen. In Absatz 3 Satz 1 wird für 1996 der hierbei 
zu beachtende Rahmen in Höhe von höchstens 2 v. H. 
der Ausgaben der beteiligten Krankenkassen für die 
gesamte vertragsärztliche Versorgung des Vorjahres 
vorgegeben. Das sich so ergebende Vergütungs Volu- 
men gewährleistet die Sicherstellung der psycho- 
therapeutischen Versorgung bei Beachtung des 
Grundsatzes der Beitragssatzstabilität. Diese Fest- 
legung orientiert sich an dem bisherigen Umfang der 
psychotherapeutischen Versorgung und eröffnet 
zugleich die Möglichkeit zur weiteren Entwicklung 
dieses Bereichs. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung wird nach Satz 2 
in den Jahren 1997 und 1998 die Veränderung der 
für Leistungen durch Psychotherapeuten zur Verfü- 
gung stehenden Beträge an die Entwicklung der 
ärztlichen Gesamtvergütung gekoppelt. In Satz 3 
wird das Bundesministerium für Gesundheit ermäch- 
tigt, das Ausgangsvolumen nach Satz 2 und entspre- 
chend die in den Jahren 1997 und 1998 zur Verfü- 
gung stehenden Vergütungsvolumina zu korrigieren, 
um einheitlich einer durch eine außergewöhnliche 
Entwicklung bedingten Steigerung des Bedarfs an 
psychotherapeutischen Leistungen Rechnung tragen 
zu können. 

Zu Nummer 7 (§ 91 Abs. 2a) 

Ärzte und Psychotherapeuten wirken gleichberech- 
tigt an der psychotherapeutischen Versorgung der 
Versicherten mit. Dies erfordert die ebenfalls gleich- 
berechtigte Beteiligung beider Gruppen an den 
Entscheidungen des zuständigen Bundesausschus- 
ses über Richtlinien für diesen Versorgungsbereich. 
Nach § 91 Abs. 2 a besteht der Bundesausschuß für 
Ärzte und Krankenkassen deshalb abweichend von 
Absatz 2 bei Entscheidungen über diese Richtlinien 
neben einem unparteiischen Vorsitzenden sowie 
zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern aus je 
neun Vertretern der Krankenkassen bzw. der Ärzte 
und Psychotherapeuten. 

Nach Satz 1 wirken auf der Seite der Ärzte und Psy- 
chotherapeuten je vier Vertreter der Ärzte und der 
für die Wahrnehmung der beruflichen Interessen ge- 
bildeten maßgeblichen Spitzenorganisation der Psy- 
chotherapeuten mit. Ein weiteres Mitglied haben 
Ärzte und Psychotherapeuten einvernehmlich zu be- 
stellen. Kommt eine Einigung über diesen Vertreter 
nicht zustande, erfolgt nach Satz 3 die Berufung 
durch das Bundesministerium für Gesundheit. Nach 
Satz 2 gelten auch hier die Berufungsregelungen 
über den unparteiischen Vorsitzenden, die zwei wei- 
teren unparteiischen Mitglieder sowie die Vertreter 
der Krankenkassen und der Ärzte. Nach Satz 4 füh- 
ren die Mitglieder dieses Bundesausschusses durch 
die entsprechende Anwendung von § 90 Abs. 3 Satz 1 
und 2 ihr Amt als Ehrenamt und sind an Weisungen 
nicht gebunden. 

Zu Nummer 8 (§ 92 Abs. 6) 

Die Vorschrift ermächtigt den Bundesausschuß in der 
Besetzung nach § 91 Abs. 2 a, in Richtlinien die not- 
wendigen Regelungen zur Sicherstellung einer qua- 


litativ hochwertigen psychotherapeutischen Versor- 
gung zu treffen. 

Satz 1 führt hierbei die wichtigsten Regelungsbe- 
reiche auf. Zugleich gibt es dem Bundesausschuß 
Raum, darüber hinaus Richtlinien über weitere 
Aspekte der psychotherapeutischen Versorgung zu 
erlassen. Der insofern nicht abschließende Katalog 
knüpft hinsichtlich der Regelungsfelder an die auch 
bisher bestehenden Psychotherapie-Richtlinien an, 
die aber unter Berücksichtigung der berufsrecht- 
lichen Regelung im Psychotherapeutengesetz sowie 
der Einbindung der Psychotherapeuten in das Ver- 
tragssystem der gesetzlichen Krankenversicherung 
weiterzuentwickeln sind. Als vordringliche Rege- 
lungsfelder werden die psychotherapeutisch behand- 
lungsbedürftigen Krankheiten (Nummer 1), die zur 
Krankenbehandlung geeigneten Verfahren (Num- 
mer 2), Festlegungen zur psychotherapeutischen Be- 
handlung im engeren Sinne (Nummer 3) sowie zur 
Durchführung der nach § 28 Abs. 3 durchzuführen- 
den Abklärung (Nummer 4) ausdrücklich aufgeführt. 

Die Regelung in Satz 2 stellt sicher, daß bereits mit 
Inkrafttreten der übrigen neuen Vorschriften zur psy- 
chotherapeutischen Versorgung der Versicherten die 
neuen Richtlinien des Bundesausschusses vorhanden 
sind. Damit wird insbesondere gewährleistet, daß die 
Zulassungen nach § 134 a ohne Zeitverzögerung aus- 
gesprochen werden können. 

Zu Nummer 9 (§ 134 a) 

Absatz 1 stellt klar, daß die psychotherapeutische Be- 
handlung der Versicherten gleichermaßen von Ärz- 
ten und zugelassenen Psychotherapeuten erbracht 
wird. 

Auf die Zulassung als Psychotherapeut besteht ein 
Rechtsanspruch, wenn die Zulassungsvoraussetzun- 
gen nach Absatz 2 erfüllt sind. Wesentliche Anforde- 
rung für eine Zulassung ist danach die entsprechen- 
de berufsrechtliche Erlaubnis und der Nachweis über 
eine ausreichende Qualifikation für die von ihm im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung an- 
zuwendenden Behandlungsverfahren. Die Verwei- 
sung in Absatz 2 Nr. 1 auf § 1 1 des Psychotherapeu- 
tengesetzes stellt sicher, daß auch diejenigen Psycho- 
therapeuten, die die Voraussetzungen der berufs- 
rechtlichen Übergangsvorschrift erfüllen, zur Teil- 
nahme an der psychotherapeutischen Versorgung 
der Versicherten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zugelassen werden können. 

Absatz 3 regelt die Zuständigkeit für die Erteilung 
der Zulassung. Die gemeinsame Zulassung durch die 
Landesverbände der Krankenkassen und die Ver- 
bände der Ersatzkassen ist eine öffentlich-rechtliche 
Entscheidung. 

Nach Absatz 4 haben die Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen die Möglichkeit, gemeinsame Empfehlun- 
gen abzugeben, um die in Absatz 2 genannten Zulas- 
sungsvoraussetzungen zu konkretisieren. Die vor- 
gesehenen gemeinsamen Empfehlungen gewährlei- 
sten, daß die auf Landesebene ausgesprochenen Zu- 
lassungen nach einheitlichen Grundsätzen erfolgen. 
Bevor solche Empfehlungen abgegeben werden, be- 
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steht die Verpflichtung, den zur Wahrnehmung der 
beruflichen Interessen maßgeblichen Spitzenorgani- 
sationen der Psychotherapeuten auf Bundesebene 
die Möglichkeit zur Darlegung ihrer Vorstellungen 
zu geben. 

Absatz 5 verpflichtet die Psychotherapeuten, ihre Be- 
handlung entsprechend der Richtlinien des Bundes- 
ausschusses für die psychotherapeutische Versor- 
gung nach § 92 Abs. 6 sowie zur Qualitätssicherung 
und -beurteilung der ambulanten psychotherapeu- 
tischen Versorgung auszurichten. Ein Anspruch auf 
Vergütung besteht nur bei Einhaltung der Richt- 
linien. 

Absatz 6 regelt den Entzug der Zulassung. 

Zu Nummern 10 und n (§ 135 Abs. 3 a) 

Die Vorschrift sieht vor, daß der Bundesausschuß für 
die psychotherapeutische Versorgung nach § 91 
Abs. 2 a in Richtlinien auch die Verfahren zur Qua- 
litätssicherung und Qualitätsbeurteilung der ambu- 
lanten psychotherapeutischen Versorgung der Ver- 
sicherten festlegt. Aufgrund der gleichberechtigten 
Teilnahme der Psychotherapeuten an der psychothe- 
rapeutischen Versorgung besteht die alleinige Zu- 
ständigkeit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) hinsichtlich der Bestimmung von Verfahren 
zur Qualitätssicherung der ambulanten Versorgung 
nach Absatz 3 für die psychotherapeutische Versor- 
gung zukünftig nicht mehr. 

Zu Nummer 12 (§ 136 Abs. 3) 

Auch bei den Leistungen der Psychotherapeuten 
sind im Einzelfall Qualitätsprüfungen erforderlich. 
Anders als im vertragsärztlichen Bereich werden die 
Qualitätsprüfungen hier nicht von den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen, sondern von den Krankenkas- 
sen unter Beteiligung des Medizinischen Dienstes 
(§ 275 Abs. 1 Nr. 1) durchgeführt. 

Zu Nummer 13 (§ 285 a) 

Aus Gründen der Klarheit und des besseren Ver- 
ständnisses werden die für die Abrechnung der 
von Psychotherapeuten erbrachten psychotherapeu- 
tischen Leistungen erforderlichen Datenschutzrege- 
lungen eigenständig normiert (§§ 285a, 302a). 

Sofern die Landesverbände der Krankenkassen und 
die Verbände der Ersatzkassen von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, auf Landesebene eine gemein- 
same Verrechnungsstelle zu schaffen (§ 85a Abs. 4), 
wird mit § 285 a eine Befugnisnorm für die Verrech- 
nungsstelle zur Erhebung und Speicherung perso- 
nenbezogener Daten geschaffen. Dabei erstreckt sich 
die Befugnis auf die Daten, die für die Vergütung 
und die Überprüfung der Richtigkeit der Abrech- 
nung erforderlich sind. 

Zu Nummer 14 (§ 286) 

Die fakultativ auf Landesebene gemeinsam von den 
Landesverbänden der Krankenkassen und den Ver- 
bänden der Ersatzkassen errichtete Verrechnungs- 


stelle wird wie die Krankenkassen und die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen in die Pflicht zur Erstellung 
einer Datenübersicht einbezogen. Damit wird auch 
die Verrechnungsstelle zur regelmäßigen Bestands- 
aufnahme und Überprüfung der von ihr gespeicher- 
ten Daten veranlaßt. Die Vorschrift dient damit auch 
zur Herstellung der notwendigen Transparenz für die 
wissenschaftliche Begleitforschung. 

Zu Nummer 15 (§ 291 Abs. 5) 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Krankenversiche- 
rungskarte auch im Rahmen der Versorgung durch 
Psychotherapeuten eingesetzt werden kann und der 
Datenkatalog des Absatzes 2 für die zulässigerweise 
auf der Krankenversicherungskarte zu speichernden 
Daten auch im Bereich der psychotherapeutischen 
Versorgung durch Psychotherapeuten gilt. 

Zu Nummer 16 (§ 302 a) 

Mit der Vorschrift wird hinsichtlich des Inhalts der 
auf die Abrechnungsunterlagen aufzubringenden 
Daten eine Parallelnorm zu § 295 (Abrechnung ärzt- 
licher Leistungen) geschaffen, die die Aufzeich- 
nungs- und Mitwirkungspflichten der Psychothera- 
peuten (Absatz 1) und die Übermittlungsbefugnis der 
Verrechnungsstelle an die Krankenkassen (Absatz 2) 
normiert. 

Die Im Zusammenhang mit dem Abrechnungs verfah- 
ren bei Psychotherapeuten stehenden Rechte und 
Pflichten der Krankenkassen entsprechen dem Ab- 
rechnungs verfahren der Krankenkassen mit den 
Krankenhäusern und den sonstigen Leistungserbrin- 
gern. Dementsprechend ist es Aufgabe der Kranken- 
kasse, u. a. die Rechtmäßigkeit der Abrechnung der 
Psychotherapeuten zu überprüfen. Die hierfür not- 
wendigen Daten liegen der jeweiligen Krankenkasse 
zum einen bereits aus dem Antrags- und Gutachter- 
verfahren versichertenbezogen vor (vgl. § 92 Abs. 6 
Nr. 3), zum anderen sind der Krankenkasse entspre- 
chende Unterlagen ggf. durch die Abrechnungsstelle 
zu übermitteln. Die in den Abrechnungsunterlagen 
enthaltenen versichertenbezogenen Daten enthalten 
dabei im Verhältnis zu den Daten aus dem Antrags- 
und Gutachterverfahren keine wesentlichen Zusatz- 
informationen. 

Die ggf. errichtete Verrechnungsstelle der Kranken- 
kassen hat die Aufgabe, die Abrechnung und Vertei- 
lung der Vergütung technisch durchzuführen. Nur 
für diesen Zweck ist sie befugt und verpflichtet, zeit- 
lich begrenzt personenbezogene Daten zu erheben 
und zu speichern. Die Abrechnungsunterlagen selbst 
sind nach Absatz 2 unmittelbar an die für die Erfül- 
lung der übrigen in § 284 Abs. 1 aufgeführten Aufga- 
ben sowie für die Durchführung der Qualitätsprü- 
fung im Einzelfall (§ 136 Abs. 3) zuständigen Kran- 
kenkassen zu übermitteln. Die Vorschrift stellt danüt 
sicher, daß mit der Verrechnungsstelle keine Institu- 
tion geschaffen wird, bei der landesweit alle erhobe- 
nen psychotherapeutischen Behandlungsdaten per- 
sonenbezogen zusammengeführt und gespeichert 
werden. 
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Zu Artikel 3 

Die Regelung stellt die Psychologischen Psychothera- 
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten hinsichtlich der strafrechtlichen Regelungen 
den anderen akademischen Heüherufen gleich. 

Zu Artikel 4 

Es erfolgt eine Gleichstellung mit den anderen aka- 
demischen Heilberufen hinsichtlich des Strafprozeß- 
rechts. 


Zu Artikel 5 

Die Vorschrift stellt die Psychologischen Psychothe- 
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten hinsichtlich der steuerrechtlichen Regelun- 
gen mit den anderen akademischen Heilberufen 
gleich. 

* Zu Artikel 6 

Die Ergänzung stellt sicher, daß die Kosten für die 
Vertreter der Psychotherapeuten von den entsenden- 
den Spitzenorganisationen zu tragen sind. 

Zu Artikel 7 

Die in Artikel 2 neu geschaffenen krankenversiche- 
rungsrechtlichen Regelungen bilden für die Jahre 
1996 bis 1998 die Grundlage für die Sicherstellung 
der psychotherapeutischen Versorgung insbesondere 
durch Psychologische Psychotherapeuten und Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten. 

Absatz 1 stellt klar, daß es die zum 1. Januar 1999 in 
Kraft zu setzenden gesetzlichen Bedarfszulassungs- 
regelungen nach § 102 SGB V insbesondere auf- 
grund des Gleichbehandlungsgebots nach Artikel 3 
des Grundgesetzes notwendig machen, ab diesem 
Zeitpunkt die ärztlichen und die Psychologischen 
Psychotherapeuten sowie die Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten nach einheitlichen Regelun- 
gen zuzulassen. 


Die Jahre 1996 und 1997 sind deshalb dafür zu nut- 
zen, die mit diesem Gesetz neu geschaffenen Struk- 
turen der psychotherapeutischen Versorgung wis- 
senschaftlich zu begleiten und unter Berücksichti- 
gung bereits vorhandener Modellmaßnahmen auszu- 
werten, damit im Jahre 1998 die notwendigen ge- 
setzgeberischen Entscheidungen für die künftige 
Versorgung in diesem Bereich getroffen werden kön- 
nen. 

Absatz 2 stellt sicher, daß das Bundesministerium für 
Gesundheit die notwendigen Begleitevaluationen 
durchführt und auf dieser Grundlage den gesetzge- 
benden Körperschaften des Bundes bis zum 31. De- 
zember 1997 darüber berichtet und Empfehlungen 
zur notwendigen Weiterentwicklung der psychothe- 
rapeutischen Versorgung sowie dem hieraus folgen- 
den Regelungsbedarf abgibt. 

Zu Artikel 8 

Das Gesetz tritt nach Absatz 2 grundsätzlich zum 
1 . Januar 1996 in Kraft. 

Zu diesem Zeitpunkt müssen jedoch bereits die Ver- 
ordnungen nach Artikel 1 § 7 Abs. 1 sowie die Ge- 
bührenordnung nach Artikel 1 § 8 vorliegen. Im wei- 
teren sind baldmöglichst Entscheidungen über die 
wissenschaftliche Anerkennung von Verfahren nach 
Artikel 1 § 10 sowie über die Approbation nach Maß- 
gabe der Übergangsvorschriften in Artikel 1 § 11 
Abs. 3 und 4 zu treffen. Auch der Bundesausschuß 
nach Artikel 2 Nr. 7 muß die in Artikel 2 Nr. 8 enthal- 
tenen Richtlinien bereits vor dem 1. Januar 1996 be- 
schließen, da diese Regelungen zu diesem Zeitpunkt 
wirksam werden sollen. Nach Absatz 1 treten diese 
Vorschriften deshalb am Tage nach der Verkündung 
in Kraft, um so eine schnellstmögliche Umsetzung zu 
gewährleisten. 

Die krankenversicherungsrechtlichen Vorschriften in 
Artikel 2 werden wegen der sich zum 1. Januar 1999 
ergebenden und insbesondere in Artikel 7 beschrie- 
benen gesetzgeberischen Notwendigkeiten durch 
Absatz 3 nur für drei Jahre bis Ende 1998 in Kraft ge- 
setzt. 
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